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Finanzplan des Bundes 1973 bis 1977 


I- Volkswirtschaftliche Grundlagen für die Entwicklung der öffentlichen 
Haushalte in den Jahren 1973 bis 1977 

1- Volkswirtschaftliche Grundlage der Finanzplanung ist die Projektion der 
mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung für die Jahre 1973 bis 1977 i ). Danach soll 
das Bruttosozialprodukt zu jeweiligen Preisen im Jahresdurchschnitt (Basis 1972) 
bis 1977 um 9V2 v. H. und zu konstanten Preisen um knapp 4V2 v. H. zunehmen. 

Mit dieser Konzeption räumt die Bundesregierung dem Ziele Vorrang ein, schritt- 
weise eine nachhaltige Dämpfung des Preisanstiegs zu erreichen, ohne Fehl- 
entwicklungen auszulösen, die Vollbeschäftigung und angemessenes wirtschaft- 
liches Wachstum gefährden könnten. Auf mittlere Sicht strebt die Bundes- 
regierung somit an, die von den Stabilitätsprogrammen des Jahres 1973 und 
von der restriktiven Geld- und Kreditpolitik der Bundesbank erwartete Ten- 
denzwende in der Preisentwicklung zu konsolidieren und in den Jahren nach 
1974 einen weiteren Abbau der Preissteigerungen zu erreichen. 

2. Die konjunkturelle Lage, soweit sie sich heute bereits abschätzen läßt, wird 
auch im Jahre 1974 eine Fortsetzung der restriktiven Geld- und Kreditpolitik 
und die Weiterführung des restriktiven Kurses der Haushalts- und Finanz- 
politik erfordern. Die Bundesregierung ist bemüht, durch die Anwendung der 
Instrumente des Stabilitätsgesetzes (Verordnung zur Begrenzung der Kredit- 
aufnahme von Bund, Ländern und Gemeinden und Bildung von Konjunktur- 
ausgleichsrücklagen) die Gesamtheit der Haushalte der Gebietskörperschaften 
zu einem entsprechend ausgerichteten Verhalten zu veranlassen. Auch in den 
Folgejahren wird die öffentliche Finanzpolitik darauf Rücksicht nehmen müssen, 
daß der durch die Stabilisierungsprogramme eingeleitete Normalisierungsprozeß 
seine Fortsetzung findet. Das würde zur Folge haben, daß die öffentlichen Aus- 
gaben im Jahresdurchschnitt bis 1977 (Basis 1972) nicht wesentlich stärker zu« 
nehmen würden als das Bruttosozialprodukt. Damit würde der stabilitätspoliti- 
schen Zielsetzung Rechnung getragen und zugleich gewährleistet, daß die zum 
Ausbau der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur erforderlichen öffent- 
lichen Leistungen erbracht werden können. 

3. In der Konjunkturpolitik und bei der konjunkturgerechten Ausrichtung der 
öffentlichen Haushalte wird der Bund auch künftig eine maßgebende Funktion 
zu erfüllen haben. 


l ) Siehe Projektion der Wirtschaftsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland bis 
zum Jahre 1977, abgedruckt im Anhang. 
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Dies darf allerdings nicht so verstanden werden, als ob Konjunkturpolitik allein 
darin bestünde, öffentliche Ausgaben konjunkturgerecht zu dosieren und als sei 
es allein Sache des Bundes, die Erfüllung seiner Aufgaben im Interesse der 
Konjunktursteuerung zurückzustellen. 


II. Finanzplanung im öffentlichen Gesamthaushalt 

4 . Die Finanzplanung des Bundes bis 1977 geht von einer durchschnittlichen 
jährlichen Ausgabensteigerung von 9,2 v. H. (Basis 1972) aus. Die Ausgaben- 
steigerung des Bundes ist etwas niedriger als die unter den derzeitigen gesamt- 
wirtschaftlichen Perspektiven vertretbare Zunahme der öffentlichen Gesamt- 
ausgaben in den Jahren bis 1977. Das bedeutet jedoch nicht, daß die Ausgaben 
von Ländern und Gemeinden in aller Zukunft stärker ansteigen könnten als 
die des Bundes. 

Der Anteil des Bundes an den Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts hatte 
im Jahre 1965 noch 46 v. H. betragen; im laufenden Jahr wird er auf 42,5 v. H. 
absinken. Hingegen hat der Anteil von Ländern und Gemeinden von 51,4 v. H. 
im Jahre 1965 auf 55 v. H. im Jahre 1973 zugenommen. 


Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts 


Anteile in v. H. 

1959 

1962 

1965 

1970 

1972 

Bund 

. 48,0 

47,0 

46,2 

44,2 

43,2 

Länder 

. 28,5 

31,1 

31,7 

33,0 

32,6 

Gemeinden 

. 19,1 

18,6 

19,7 

20,9 

21,8 

Sonderrechnungen l ) 

4,4 

3,4 

2,4 

1,9 

2,4 

Gesamthaushalt . . 

. 100 

100 

100 

100 

100 


Diese Entwicklung ist nicht unproblematisch. Nach der im Grundgesetz getrof- 
fenen Aufgabenverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden liegt zwar 
ein gewichtiger Teil der öffentlichen Aufgabenerfüllung in der unmittelbaren 
Zuständigkeit der Länder und Gemeinden. Da die Steuereinnahmen von Län- 
dern und Gemeinden stärker gestiegen sind als die des Bundes und erwartet 
werden kann, daß sich auch in Zukunft für Länder und Gemeinden ein stärkerer 
Einnahmezuwachs ergeben wird als für den Bund, stehen Ländern und Gemeinden 
entsprechende Finanzierungsmittel zur Verfügung. 

Mit einer zunehmenden Verlagerung der Finanzierungsmittel auf die Ebenen 
der Länder und Gemeinden stellt sich auch die Frage nach der Priorität der 
Aufgaben der drei Verwaltungsebenen. In wesentlichen Bereichen des Bundes- 
haushalts schlägt sich die Notwendigkeit des weiteren Ausbaus unserer wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Infrastruktur in einer dynamischen Entwick- 
lung der finanziellen Erfordernisse nieder. Der Ausbau der sozialen Sicherung, 
die Anforderungen im Verkehrsbereich, im Verteidigungsbereich, der zuneh- 
mende Finanzbedarf der Europäischen Gemeinschaften sind nur einige Beispiele 
für die Finanzierungsaufgaben, die aus dem Bundeshaushalt zu erfüllen sind. 
Angesichts dieser Entwicklung würde die weitere Auseinanderentwicklung der 
finanziellen Grundlagen der Haushalte der Gebietskörperschaften erhebliche 
Probleme aufwerfen. 

Die Problematik wird dann verschärft, wenn die Länder einen höheren Anteil 
am Umsatzsteueraufkommen erhalten, da die Ausgaben des Bundes ohne Ge- 
fahr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung nicht weiter beschnitten werden 
können und daher der Bund in diesem Falle seine Nettokreditaufnahme ent- 

9 LAF, ERP, Öffa, Europäische Gemeinschaften 


Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582) zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 19. Oktober 
1973 — 1/4 (IV/5) — 501 00 — Fi 15/73. 
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sprechend erhöhen müßte. Der durch die Stabilisierungsprograrnme eingeleitete 
Normalisierungsprozeß würde gefährdet, wenn Länder und Gemeinden die Mit- 
tel aus dem höheren Umsatzsteueranteil zur Finanzierung zusätzlicher Ausgaben 
verwenden würden. 

Ein relativer Rückgang des Anteils des Bundeshaushalts am öffentlichen Ge- 
samthaushalt wirft darüber hinaus auch die Frage auf, wie die Last der kon- 
junkturpolitischen Verantwortung der öffentlichen Hand künftig verteilt werden 
soll. Im Grundgesetz und im Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft ist die gemeinsame konjunkturpolitische Zuständigkeit von 
Bund und Ländern verankert. Ein Rückgang des Anteils des Bundeshaushalts 
müßte zur Folge haben, daß Länder und Gemeinden künftig stärker als bisher 
in die konjunkturpolitische Gesarntverantwortung einbezogen werden. 

5 . Allerdings ist es nicht so, daß der Bund einen entscheidenden Einfluß in 
Richtung auf die Ausrichtung der mittelfristigen Finanzplanung von Bund, Län- 
dern und Gemeinden auf gemeinsame Zielwerte ausüben könnte. Auch der 
Art. 109 Abs. 3 des Grundgesetzes gibt dem Bund keine derartig weitgehenden 
Möglichkeiten. 

Nach Art. 109 Abs. 3 des Grundgesetzes kann der Bund durch Gesetz, das der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, u. a. für Bund und Länder einschließlich 
der Gemeinden gemeinsam geltende Grundsätze für eine konjunkturgerechte 
Haushaltswirtschaft und für eine mehrjährige Finanzplanung aufstellen. Von 
dieser Ermächtigung hat der Bund im Stabilitätsgesetz und im Haushaltsgrund- 
sätzegesetz Gebrauch gemacht. Das Stabilitätsgesetz enthält insbesondere die 
allgemeinen Vorschriften über die Bindung von Bund, Ländern und Gemeinden 
an die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts und über die 
Verpflichtung von Bund und Ländern, ihrer Haushaltswirtschaft eine fünfjährige 
Finanzplanung zugrunde zu legen. Das Haushaltsgrundsätzegesetz enthält im 
wesentlichen Bestimmungen über den Finanzplanungsrat, der u. a. Empfehlungen 
für eine Koordinierung der Finanzplanungen des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden geben soll. 

Danach bleiben Bund, Länder und Gemeinden bei der Aufstellung ihrer Finanz- 
planungen selbständig. Das beruht auf dem Artikel 109 Abs. 1 des Grundgeset- 
zes, nach dem Bund und Länder in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und 
voneinander unabhängig sind. Zu einer Gemeinsamkeit in den Finanzplanungen 
kann es nur im Wege der freiwilligen Koordinierung des Bundes und aller 
Länder kommen. 

6 . Insbesondere durch die Institution des Finanzplanungsrates sind zweifels- 
ohne Fortschritte auf dem Gebiet der Koordinierung der Finanzplanungen erreicht 
worden. So hat der Finanzplanungsrat bereits in seiner ersten Sitzung Einigung 
über ein „Gemeinsames Schema für die Finanzplanungen von Bund, Ländern und 
Gemeinden" erzielt, nach dem die einheitliche Darstellung der Einnahmen und 
Ausgaben nach Arten sowie die Aufgliederung der Ausgaben nach Aufgaben- 
bereichen geregelt ist. Mit der Einführung des Gemeinsamen Schemas, das in 
den Finanzplanungen aller Länder enthalten ist, wurde eine unabdingbare Vor- 
aussetzung für eine vergleichbare Darstellung der einzelnen Finanzpläne und 
für ihre Zusammenfassung zu einem Gesamtbild der öffentlichen Haushaltswirt- 
schaft geschaffen. 

Allerdings konnte bisher noch nicht erreicht werden, daß Vorbereitung und Be- 
schlußfassung über die Finanzpläne der Länder in einem annähernd gleich- 
laufenden zeitlichen Rhythmus erfolgten. Nach der bisherigen Erfahrung konnten 
die Länder in den wenigsten Fällen die gleichzeitige Vorlage ihrer Finanzplanung 
zusammen mit dem Haushaltsentwurf des ersten Planungsjahres erreichen. Die 
Finanzplanung für den Zeitraum 1972 bis 1976 hat ein Land im Februar 1972 
vorgelegt, zwei Länder im Oktober 1972, vier Länder im November 1972, ein 
Land im Januar 1973, ein Land im März 1973 und ein Land im April 1973. Ein 
Land hat keine Finanzplanung vorgelegt. 

Selbstverständlich muß berücksichtigt werden, daß unterschiedliche politische 
Entwicklungen und Voraussetzungen in den einzelnen Ländern vorliegen, die 
es unmöglich machen, einen für alle Länder gleichmäßig verbindlichen Zeitplan 
einzuhalten. Das weite Auseinanderfallen der Termine, zu denen in den einzel- 
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nen Ländern die Finanzpläne vorgelegt werden können, verdeutlicht jedoch die 
Schwierigkeiten, mit denen ein Versuch, die Finanzpläne von Bund und Ländern 
auch in ihrer finanzpolitischen Ausrichtung aufeinander abzustimmen, zu rech- 
nen hat. 

7 . Ein Überblick über die Finanzplanungen der Gemeinden wird durch die große 
Anzahl der zu erfassenden Einzelhaushalte (über 15 000) erheblich erschwert. 
Wenn auch einzelne Städte bereits seit Ende der 50er Jahre ihre Haushaltswirt- 
schaft in mehrjährigen Abschnitten geplant haben, so beteiligt sich die Mehrzahl 
der Gemeinden erst seit 1970 an der Finanzplanung, wie sie im Haushaltsgrund- 
sätzegesetz vorgeschrieben ist. Dies geht auf eine Empfehlung des Finanzpla- 
nungsrates zurück, der schon vor Verabschiedung des neuen Gemeindewirtschafts- 
rechts, das in seinen wesentlichen Teilen frühestens 1974 in Kraft treten wird, eine 
Vorausschau über die Gesamtheit der öffentlichen Haushalte erstellen wollte. 
Erlasse der Landesregierungen haben die vorläufige Rechtsgrundlage dafür 
geschaffen. 

In der Anlaufphase ist die Aussagefähigkeit der Ergebnisse der kommunalen 
Finanzplanungen noch begrenzt. Die auf Landesebene zusammengefaßten Ergeb- 
nisse wurden, insbesondere für die kleineren Gemeinden, zum Teil auch durch 
Schätzungen bzw. Hochrechnungen ermittelt. Am 1. Januar 1974 tritt in den 
betroffenen Bundesländern — ausgenommen Rheinland-Pfalz und das Saarland, 
wo eine rechtzeitige Verabschiedung nicht möglich war — das neue Gemeinde- 
wirtschaftsrecht in Kraft. Damit werden alle Gemeinden und Gemeindeverbände 
verpflichtet, Finanzplanungen zu erstellen. Es ist zu erwarten, daß die in der 
Erprobungsphase gesammelten Erfahrungen ausreichen werden, die Aussage- 
fähigkeit der Planungsergebnisse der Gemeinden und Gemeindeverbände zu 
verbessern. 


8 . Neben den Haushalten von Bund, Ländern und Gemeinden haben die von den 
Europäischen Gemeinschaften aus eigenen Einnahmen zu finanzierenden Markt- 
ordnungsausgaben erhebliche finanzpolitische Bedeutung gewonnen. Die von den 
Europäischen Gemeinschaften in der Bundesrepublik finanzierten Aufgaben bilden 
damit gewissermaßen die „vierte Ebene" im öffentlichen Gesamthaushalt. 

Aus dem Bundeshaushalt sind seit der Gründung der Europäischen Gemein- 
schaften jährlich Finanzbeiträge an die europäischen Haushalte geleistet worden. 
Durch den Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 21. April 
1970 werden diese Finanzbeiträge der einzelnen Mitgliedstaaten schrittweise 
durch die Übertragung bisher nationaler Einnahmequellen als „eigene Einnah- 
men" an die Europäischen Gemeinschaften ersetzt. Diese Regelung gilt seit dem 
1. Januar 1971. Von diesem Zeitpunkt an erhalten die Europäischen Gemein- 
schaften die Agrarabschöpfungen (Ausgleich gewisser Preisunterschiede bei Ein- 
fuhren aus Drittländern) sowie einen Anteil der nationalen Zolleinnahmen. Der 
EG-Anteil an den Zöllen wird bis 1975 100 v. H. erreichen. Von diesem Zeit- 
punkt an wird zusätzlich ein Anteil am Umsatzsteueraufkommen abzuführen 
sein, der voll zu Lasten des Bundes geht. Damit wird das bisherige System der 
Finanzbeiträge im wesentlichen durch die Finanzierung aus eigenen Einnahmen 
ersetzt (vgl. nachstehende Übersicht) : 


Finanzierung der Europäischen Gemeinschaften 


1971 1972 

Ist 


1973 

Soll 


1974 

Entwurf 


1977 

Pla- 

nung 


— in Mrd. DM — 


Abführung von „eigenen Einnahmen" 1,4 2,1 2,9 3,4 7,5 

Finanzbeiträge (aus Mitteln des Bun- 
deshaushalts, einschließlich Abwick- 
lungszahlungen im Rahmen des 
EAGFL, ohne Berücksichtigung der 

Nachtragshaushalte 1973) 1,3 1,5 1,8 1,6 0,1 
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Der steigende Finanzierungsbedarf dieser „vierten Ebene'' im Rahmen des 
öffentlichen Gesamthaushalts führt zu einer entsprechenden Beeinträchtigung der 
Finanzierungsmöglichkeiten im Bundeshaushalt: Ab 1975 hat der Bund neben 
den Zöllen und Abschöpfungen zunehmende Beträge aus dem Mehrwertsteuer- 
aufkommen abzutreten. Zwar entfällt ab 1975 der 1974 mit 1,5 Mrd. DM ver- 
anschlagte Finanzbeitrag zum Haushalt der Europäischen Gemeinschaften. Im 
Vergleich zu den stark ansteigenden Einnahmeausfällen ist die Entlastung auf 
der Ausgabeseite jedoch gering. 

9. Einen Einblick in die Struktur des öffentlichen Gesamthaushalts von Bund, 
Ländern und Gemeinden sowie den sogenannten Sonderrechnungen, in denen 
außer den Europäischen Gemeinschaften auch noch der Lastenausgleichsfonds, das 
ERP-Sondervermögen sowie bis 1973 die öffa enthalten sind, vermitteln die fol- 
genden Übersichten. 


Der öffentliche Gesamthaushalt 1972 

Ausgaben in Mrd. DM 


Bund 109,73 

Länder 

Schleswig-Holstein 3,80 

Niedersachsen 10,52 

Nordrhein-Westfalen 23,74 

Hessen 8,76 

Rheinland-Pfalz 6,00 

Baden- Württemberg 14,25 

Bayern 14,99 

Saarland .* 1,67 

Hamburg 6,21 

Bremen 2,12 

Berlin 8,74 

abzüglich: 

Zahlungen zwischen Ländern —1,56 

Länder insgesamt 99,74 *) 

Gemeinden 

(ohne Zahlungen zwischen Gemeinden) 75,60 

Sonderrechnungen 8,30 

abzüglich: 

Zahlungen zwischen Haushalten verschiedener Ebenen ... —41,04 

öfientlicher Gesamthaushalt 252,33 


*) Im Unterschied zu den Angaben für die einzelnen Länder in der Abgrenzung der 
Finanzstatistik, d. h. unter Einbeziehung gewisser Sonderrechnungen der Länder sowie 
unter Berücksichtigung unterschiedlicher Verbuchungs weisen in den einzelnen Län- 
dern, die eine unmittelbare Addition der Angaben ausschließen. 
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Die Ausgabenstruktur im öffentlichen Gesamthaushalt 1972 


— in v. H. der jeweiligen Ausgaben — 



Bund 

Län- 
der o 

Gemein- 

den 

Sonder- 

rech- 

öffent- 

licher 

Gesamt- 

haushait 



nungen 

Personalausgaben 

. 17,3 

42,5 

27,4 

— 

32,5 

Laufender Sachaufwand 

. 15,1 

9,8 

22,0 

0,5 

17,0 

Zinsausgaben 

2,4 

2,1 

4,4 

8,2 

3,5 

Laufende Übertragungen 

. . 46,3 

22,2 

7,8 

48,0 

22,7 

Sachinvestitionen 

5,5 

6,8 

34,5 

7,1 

15,6 

Vermögensübertragungen 

. 10,1 

13,3 

0,3 

16,7 

4,9 



Darlehen 

3,4 

2,7 

3,2 

19,3 

3,7 

Tilgung an Verwaltungen 

— 

0,6 

0,2 

0,2 

— 

Gesamtausgaben . . 

. 100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Aus den Übersichten wird die unterschiedliche Struktur der Haushalte in den 
einzelnen Ebenen des öffentlichen Gesamthaushalts deutlich. Während z. B. 
beim Bund — • entsprechend dem Schwergewicht seiner Aufgabenstellung — 
der Großteil der Ausgaben auf „laufende Übertragungen", also z. B. Einkom- 
mensübertragungen im sozialen Bereich, aber auch auf Zuschüsse im Rahmen 
von Wirtschaftsförderungsmaßnahmen sowie auf Zuweisungen an andere öffent- 
liche Haushalte entfällt, liegt der Anteil dieser Ausgaben bei Ländern und Ge- 
meinden wesentlich niedriger. In dem relativ hohen Ausgabenanteil des Bundes 
für den „laufenden Sachaufwand" kommen vor allem Aufwendungen im Vertei- 
digungsbereich zum Ausdruck. Dagegen entfallen nur 5,5 v. H. der Ausgaben 
des Bundes auf Sachinvestitionen (vor allem im Straßenbau), während die Sach- 
investitionen der Gemeinden einen Anteil von 34,5 v. H. erreichen. Auch der 
Anteil der Personalausgaben ist in den einzelnen Haushalten sehr unterschiedlich. 


10. Eine „technische" Schwierigkeit ergibt sich daraus, daß die Ausgaben der 
einzelnen Haushalte nicht ohne weiteres zusammengefaßt werden können, um 
einen Überblick über die Gesamtheit der öffentlichen Haushaltsgebarung zu er- 
reichen. In den einzelnen öffentlichen Haushalten findet sich nämlich eine Viel- 
zahl von Positionen, in denen Zahlungen an andere öffentliche Haushalte ent- 
halten sind. Dabei handelt es sich z. B. um den Finanzausgleich, den die Länder 
untereinander zum Ausgleich der Finanzkraftunterschiede durchführen, ferner 
um den gemeindlichen Finanzausgleich, der zwischen Ländern und Gemeinden 
abgewickelt wird. Der Bund und die Länder beteiligen sich an der Finanzierung 
von öffentlichen Leistungen, die zunächst Sache der Länder oder Gemeinden 
wären, wie z. B. die Ausbildungsförderung, die Graduiertenförderung, die Kran- 
kenhausfinanzierung, bei den Leistungen nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz und dem 2. Wohnungsbaugesetz. Mit dem Institut der Gemein- 
^chaftsaufgaben ist zusätzlich eine weitere Form der gemeinsamen Finanzierung 
geschaffen worden. Bei allen diesen Maßnahmen werden die öffentlichen Haus- 
halte „aufgebläht", d. h. diejenigen Mittel, die z. B. im Bundeshaushalt für ge- 
meindliche Verkehrsmaßnahmen veranschlagt sind, schlagen in den Länderhaus- 
halten nochmals zu Buche (als Einnahmen vom Bund einerseits und Zuweisungen 
an die Gemeinden andererseits) und werden schließlich über die Ausgabeseite 
der Gemeindehaushalte endgültig verausgabt. Bei einer Zusammenfassung der 
Haushalte der Gemeinden bzw. der Länder sind daher zunächst alle Zahlungen 
zwischen öffentlichen Haushalten der gleichen Ebene abzusetzen, um ein „echtes" 
Bild der Länder- bzw. Gemeindehaushalte in ihrer Gesamtheit, ohne Doppel- 
zählungen, zu erhalten. Das gleiche Problem ergibt sich, wenn die verschiedenen 


’) nach der Abgrenzung der Finanzstatistik 
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Ebenen der öffentlichen Haushalte zum Gesamthaushalt zusammenzufassen sind; 
auch hier sind zunächst die Doppelzählungen, die Zahlungen zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden zu eliminieren, bevor eine Zusammenfassung durch- 
geführt werden kann. 


11 . Der öffentliche Gesamthaushalt ist kein einheitliches Ganzes. Zu unter- 
schiedlich ist die Struktur der Aufgabenstellung in den einzelnen Haushalten, 
zu unterschiedlich sind die Grundlagen der politischen Entscheidungsfindung 
beim Bund, in den Ländern, in den Gemeinden und nicht zuletzt auch in den 
Europäischen Gemeinschaften. Nicht zu unterschätzen sind schließlich auch die 
inehr technischen und verfahrensmäßigen Probleme, die sich aus den unter- 
schiedlichen Zeitplänen für die Beratungen und Entscheidungen im Bereich der 
Haushaltspolitik der einzelnen Gebietskörperschaften und den finanziellen Ent- 
scheidungen der Gremien der Europäischen Gemeinschaften ergeben, sowie aus 
den zeitraubenden statistischen Problemen der Erfassung und Zusammenfassung 
der Daten einer Vielzahl von Einzelhaushalten. 

Das Koordinierungsinstrument des Finanzplanungsrates, die Möglichkeit gemein- 
same Empfehlungen zu beschließen, soweit darüber Einstimmigkeit erzielt wer- 
den kann, ist zweifellos zu schwach, um eine einheitliche Finanzplanung für den 
öffentlichen Gesamthaushalt durchführen zu können. Auch einstimmig beschlos- 
sene Empfehlungen der Finanzminister haben keine bindende Kraft für die Par- 
lamente von Bund, Ländern und Gemeinden oder für den europäischen Minister- 
rat. 

Damit ist das Problem der Finanzverfassung im föderativen Staat angesprochen. 
Hierbei geht es jedoch nicht um die Alternative zwischen Zentralstaat und ein- 
zelstaatlicher Autonomie. Das Grundgesetz hat den einzelnen öffentlichen Haus- 
halten unterschiedliche Aufgaben gestellt, die sie in eigener Verantwortung zu 
erfüllen haben. Es hat jedoch auch die gemeinsame gesamtwirtschaftliche Ver- 
antwortung der öffentlichen Haushalte festgelegt. 

In diesem Zusammenhang wird der maßgebenden Funktion des Bundes auch 
künftig eine entscheidende Bedeutung zukommen. Es darf jedoch nicht der Fall 
eintreten, daß die besondere Verpflichtung des Bundes im Rahmen der gesamt- 
wirtschaftlichen Aufgabenstellung dahin gehend verstanden wird, daß die kon- 
junkturpolitische Steuerungsfunktion, die konjunkturgerechte Dosierung der Aus- 
gaben und Finanzierungsmittel allein oder überwiegend als Aufgabe des Bun- 
des angesehen wird. Hier gilt es, einen Weg zu finden, der der im Grundgesetz 
vorgegebenen Aufgabenstellung im Sinne eines kooperativen Föderalismus ge- 
recht wird. 


III. Die Haushaltspolitik des Bundes 

Zur Höhe der Gesamtausgaben 

12 . Bei den Beratungen der Bundesregierung über den Finanzplan 1973 bis 1977 
und den Haushaltsentwurf 1974 standen sich die konjunkturellen Notwendigkei- 
ten und die Erfordernisse einer angemessenen Bereitstellung öffentlicher Lei- 
stungen deutlicher gegenüber als in früheren Planungsperioden. Aus konjunk- 
turellen Gründen muß die bisher zurückhaltende Ausgabenpolitik bis auf weiteres 
fortgesetzt werden. Anzeichen für einen unmittelbar bevorstehenden Umschwung 
lassen sich nicht erkennen, und hinreichend fundierte Prognosen für den Kon- 
junkturverlauf in 1974 sind in der gegenwärtigen Phase der Weltkonjunktur 
nicht möglich. Dem konjunkturellen Erfordernis einer weiterhin gedämpften Aus- 
gabenentwicklung steht ein immer dringlicher werdender Ausgabebedarf gegen- 
über. In vielen Bereichen — wie etwa der Energiepolitik oder dem Öffentlichen 
Personennahverkehr — ist eine deutliche Verbesserung öffentlicher Leistungen 
unabdingbar, wenn man kaum zu behebende Schäden in der Zukunft vermeiden 
will. 
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In diesem Zielkonflikt hat die Bundesregierung am 5. September 1973 folgende 
Gesamtausgaben beschlossen: 

1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 

134,4 145,8 158,2 171,7. 

Diese Plafonds stellen einen Kompromiß dar, der vom Blickpunkt beider Ziel- 
setzungen her vertretbar erscheint. Die Steigerungsrate 1974 beträgt gegenüber 
dem Soll 1973 10,5 v. H. Das entspricht der aus heutiger Sicht für das kommende 
Jahr zu erwartenden Steigerung des Bruttosozialprodukts. Ungünstige Auswir- 
kungen auf die Preisentwicklung dürften damit auch in 1974 von der Haushalts- 
politik des Bundes nicht ausgehen. Auch in den Jahren ab 1975 entspricht das 
Wachstum der Bundesausgaben etwa der derzeit projektierten Entwicklung 
des Bruttosozialprodukts, d. h. mit einer jährlichen Zuwachsrate von 8,5 v. H. 
steigen die Bundesausgaben nur geringfügig stärker als das Bruttosozialprodukt 
ab 1975 mit jährlich gut 8 v. H. 

Auflösung der „Seitenfinanzierungen" 

13 . In den beschlossenen Gesamtausgaben sind die Beseitigung der Öffa-Finan- 
zierung und die Umstellung der Krankenhausfinanzierung auf direkte Leistungen 
aus dem Bundeshaushalt enthalten. 

Die Gesellschaft für öffentliche Arbeiten AG (öffa) hat seit 1955 im Auftrag 
des Bundes Kreditmarktmittel beschafft und zum Bau von Bundesfernstraßen so- 
wie — seit 1966 — zum Bau von Bundeswasserstraßen bereitgestellt. Die öffa- 
Kredite hatten in den letzten Jahren ein Volumen von jährlich rd. 0,6 Mrd. DM. 
Diese Beträge wurden im Bundeshaushalt nachrichtlich ausgewiesen. In den 
Gesamtausgaben waren die Schuldendienstleistungen des Bundes an die öffa 
enthalten. Diese Art der Finanzierung wird nun beendet. Künftig werden die 
Verkehrsausgaben des Bundes mit dem vollen Betrag in den Gesamtausgaben 
erfaßt. 

Eine ähnliche Form der Finanzierung bestand seit 1972 auf dem Gebiet des 
Krankenhauswesens. Nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz beteiligt sich 
der Bund mit einem Drittel an den Investitionskosten für Krankenhäuser in Form 
von Finanzhilfen an die Länder. Die für die Bundesbeteiligung erforderlichen Mit- 
tel (1973: rd. 970 Millionen DM; 1974: rd. 1 000 Millionen DM) wurden bisher 
von Kreditinstituten im Auftrag des Bundes auf dem Kreditmarkt beschafft und 
an die Länder weitergeleitet. Die Gesamtausgaben des Bundes enthielten die 
hierfür zu zahlenden Schuldendienstleistungen (1973: 50 Millionen DM), Ab 1974 
wird diese Finanzierungsart durch direkte Leistungen aus dem Bundeshaushalt 
ersetzt. 

Mit der Einbeziehung der Öffa- und der Krankenhausfinanzierung wird auch die 
ökonomische Beurteilung der Gesamtausgaben und des Finanzierungssaldos er- 
leichtert. Die Verwaltungsarbeit bei den Straßenbaubehörden der Länder wird 
durch den Wegfall besonderer Öffa-Mittel vereinfacht. Auf den Bau von Bundes- 
fernstraßen, Bundeswasserstraßen und Krankenhäusern sowie auf die Entwick- 
lung der Preise und des Kapitalmarktes hat diese Umstellung keine Auswirkun- 
gen. Im Bundeshaushalt führt das neue Verfahren zu einer Erhöhung der 
Gesamtausgaben und des Finanzierungssaldos in einer Größenordnung von jähr- 
lich rd. 1,5 Mrd. DM (Einzelheiten vgl. Umrechnung des Finanzplans des Bundes 
1972 bis 1976 auf die neue Veranschlagungsweise in Tabelle 1 c). 

Ausgabeseite 

14 . Die umfassende soziale Sicherung der Bürger gehört nach Auffassung der 
Bundesregierung zur Grundausstattung einer modernen Industriegesellschaft. Das 
System der sozialen Sicherung wird deshalb mit dem Ziel noch größerer sozialer 
Sicherheit und Gerechtigkeit weiter ausgebaut werden. Insbesondere werden 
hierbei Maßnahmen für bisher nicht ausreichend gesicherte Personenkreise, die 
Anpassung von Sozialleistungen an die wirtschaftliche Entwicklung sowie die 
Modernisierung des Leistungsrechts im Vordergrund stehen. 
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Der politischen Bedeutung des Sozialbereichs entsprechen die hierfür angesetzten 
Ausgaben (vgl. Tz. 1.01 bis 1.11) i ): 


1973 

1974 

1975 

in Mrd. DM 

1976 

1977 

34,2 

39,6 

44,5 

49,4 

53,9. 


Sie stellen wie in den Vorjahren auch im Finanzplan 1973 bis 1977 den größten 
Ausgabeblock dar. Dieser Block wird mitgeprägt durch die zahlreichen Ver- 
besserungen der sozialen Leistungen, die in den letzten Jahren verwirklicht 
worden sind bzw. deren Verwirklichung im Finanzplanungszeitraum vorgesehen 
ist, wie z. B. die stufenweise Vorverlegung der Anpassung der Kriegsopferrenten 
und die Angleichung der Leistungen der einzelnen Rehabilitationsträger. 

Ausgabeschwerpunkte innerhalb des sozialen Bereiches bilden die Bundes- 
zuschüsse an die Rentenversicherungsträger, die Ausgaben für die Kriegsopfer- 
versorgung einschließlich Kriegsopferfürsorge und das Kindergeld. 

Die Bundeszuschüsse an die Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten und an die knappschaftliche Rentenversicherung belaufen sich auf (vgl. 
Tz. 1.01): 


1973 

1974 

1975 

in Mrd. DM 

1976 

1977 

13,0 

16,6 

19,5 

21,7 

24,0. 


In diesen steigenden Beträgen schlägt sich die allgemeine Einkommensentwick- 
lung nieder, an der die Rentner durch die jährlichen Anpassungen teilhaben. 
Von dieser Entwicklung wird die Hohe der Bundeszuschüsse maßgeblich bestimmt. 

1974 wird der Bundeszuschuß an die Rentenversicherung der Angestellten in 
Höhe von 650 Millionen DM verzinslich gestundet. Die gesicherte Finanzlage der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte wird dadurch nicht beeinträchtigt. 

Das Leistungssystem der Kriegsopferversorgung ist in der letzten Legislatur- 
periode vor allem durch die Dynamisierung der Renten erheblich verbessert wor- 
den. Das Fünfte Anpassungsgesetz sieht eine Erhöhung der Renten um durch- 
schnittlich 11,4 v. H. ab 1. Januar 1974 vor. Von besonderer Wichtigkeit ist, daß 
die Übereinstimmung zwischen den Anpassungszeitpunkten der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der Kriegsopferversorgung in zwei Stufen schon zum 
1. Oktober 1974 und zum 1. Juli 1975 und nicht — wie bisher — erst zum 
1. Januar 1975 und zum 1. Januar 1976 hergestellt werden soll. 

Die Ausgaben für die Kriegsopferversorgung und die Kriegsopferfürsorge be- 
tragen im Planungszeitraum insgesamt (vgl. Tz. 1.06): 


1973 

1974 

1975 

1976 

1977 



in Mrd. DM 



8,9 

10,0 

11,2 

12,3 

13,4. 


15 . Die Ausgaben für Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und Forschung (vgl. 
Tz. 4.01 bis 4.10 der Tabelle 3) entwickeln sich bis 1977 wie folgt: 


1973 

1974 

1975 

in Mrd. DM 

1976 

1977 

6,7 

7,5 

8,7 

9,3 

10,3. 


l ) Hinweise auf Textziffern (Tz.) in den nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf 
die Textziffern in der Tabelle 3. 
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Mit Steigerungen gegenüber dem jeweiligen Vorjahr von 


1974 

1975 

1976 

1977 


in v. H. 


12,4 

16,2 

7,4 

9,8 


weist dieser Bereich weiterhin über der Zuwachsrate des Gesamthaushalts lie- 
gende Raten aus. 

Die Ausgabenschwerpunkte liegen auf folgenden Gebieten: 

— Die Ausbildungsförderung (vgl. Tz. 4.04) rückt betragsmäßig mehr und mehr 
in den Vordergrund. Allein für die Ausbildungsbeihilfen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz (Bundesanteil 65 v. H.) sind im Finanzplan 


1973 

1974 

1975 

in Mrd. DM 

1976 

1977 

0,92 

1,38 

2,08 

2,11 

2,14 


vorgesehen. Die Abweichung gegenüber dem Finanzplan 1972 bis 1976 ist in 
erster Linie darauf zurückzuführen, daß die Zahl der geförderten Schüler und 
Studenten erheblich gestiegen ist. Die Fortschreibung der Planungsbeträge ab 
1975 berücksichtigt eine Anpassung an die Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
und der Einkommen. 

Neben den Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz sind be- 
trächtliche Beträge zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses vorge- 
sehen, darunter der Anteil des Bundes für das Graduiertenförderungsgesetz sowie 
Mittel für die Promotionsförderung und die Förderung durch Studentenwerke. 
Für die Studentenwohnraumförderung stellt der Bund auf Grund gemeinsamer 
Richtlinien des Bundes und der Länder Komplementärmittel zu den Leistungen 
der Länder zur Verfügung. 

— Bei der Bildung liegt das Schwergewicht der Ausgaben nach wie vor in der 
Beteiligung des Bundes am Hochschulbau. 

Die Aufwendungen des Bundes und der Länder nach Art. 91 a GG für die Gemein- 
schaftsaufgabe Ausbau und Neubau von Hochschulen werden in Rahmenplänen 
fcstgelegt. Der 3. Rahmenplan für den Hochschulbau sieht für den Bund Aus- 
gaben in Höhe von 

1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 


2,0 2,1 2,2 2,0 

vor. Diese Beträge sind in den Finanzplan übernommen (enthalten in Tz. 4.02). 

Der Förderung der beruflichen Bildung (vgl. Tz. 4.03) wendet die Bundesregie- 
rung besondere Aufmerksamkeit zu. Ab 1974 soll ein Programm zum Ausbau 
überbetrieblicher beruflicher Ausbildungsstätten finanziert werden. Daneben sol- 
len insbesondere Versuchs- und Modelleinrichtungen der beruflichen Bildung 
gefördert werden. 

Von den Ausgaben für die Mitwirkung des Bundes gemäß Art. 91 b GG bei der 
Bildungsplanung (vgl. Tz. 4.01) ist der Hauptanteil wie bisher für die Förderung 
von Versuchs- und Modelleinrichtungen im Bildungswesen bestimmt. Weiter 
gefördert werden insbesondere die Bildungsforschung sowie der Auf- und Aus- 
bau eines zeitgemäßen Weiterbildungssystems zu einer gleichwertigen vierten 
Stufe des Bildungswesens. 

Für Bildungsplanung einschließlich Förderung der beruflichen Bildung enthält 
der Finanzplan folgende Beträge: 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Millionen DM 

155 208 335 425 575. 
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— Die Sonderforschungsbereiche an den wissenschaftlichen Hochschulen dienen 
der Konzentration der Forschung und der Bildung von interdisziplinären For- 
schungsschwerpunkten an den Hochschulen. Als Anteil des Bundes an der För- 
derung (66-/3 v. H.) sind 124 Millionen DM für 1974, ansteigend auf 170 Millio- 
nen DM für 1977, vorgesehen (enthalten in Tz. 4.02). 

— Mit der Förderung der Forschung soll die Voraussetzung dafür geschaffen 
werden, daß auch in den kommenden Jahrzehnten der derzeitige Leistungsstan- 
dard erhalten und verbessert wird. Die Bewältigung der Zukunftsaufgaben hängt 
weitgehend von einer möglichst frühzeitigen Inangriffnahme solcher Forschungs- 
vorhaben ab, die geeignet sind, neue Entwicklungen zum Nutzen unserer Gesell- 
schaft einzuleiten. Wegen der hohen Aufwendungen muß sich der Bund auf För- 
derungsschwerpunkte konzentrieren und so weit wie möglich eine internationale 
Beteiligung anstreben. Die Schwerpunkte sind 

— - technologische Forschung und Entwicklung, auch unter dem Gesichtspunkt 
neuer Techniken für Infrastruktur und Kommunikation, 

— Datenverarbeitung, Information und Dokumentation, 

— Kernforschung und Kerntechnik, 

— Weltraumforschung, 

— Grundlagenforschung durch die vom Bund gemeinsam mit den Ländern finan- 
zierte Deutsche Forschungsgemeinschaft und die Max-Planck-Gesellschaft. 

Hierfür und für Ausgaben in sonstigen Forschungsbereichen (vgl. Tz. 3.06 und 
4.05 bis 4.09) stellt der Bund im Planungszeitraum 


1973 

1974 

1975 

in Mrd. DM 

1976 


1977 

4,0 

4,5 

4,9 

5,4 


5,9 


zur Verfügung. 


— Die auswärtige Kulturpolitik ist Teil der auf friedliches Zusammenleben, 
gegenseitiges Verständnis und Zusammenarbeit abzielenden Außenpolitik der 
Bundesregierung. Sie wird sich künftig mehr mit den kulturellen und zivilisato- 
rischen Gegenwartsfragen befassen, den Gedanken des Austauschs und der Zu- 
sammenarbeit betonen und ihre Einrichtungen wie Schulen, Institute und Stipen- 
dienprogramme noch stärker allen Bevölkerungsschichten zugänglich machen. 


Für diese Maßnahmen sind im Planungszeitraum 


1973 

1974 

1975 1976 

1977 



in Millionen DM 


397 

430 

455 470 

510 


vorgesehen (in Tz. 5.02 enthalten). 


16 . Umweltschutz ist ein Kernstück moderner Gesellschaftspolitik. Die im Um- 
weltprogramm der Bundesregierung dargestellten Grundsätze, Ziele und Maß- 
nahmen der Umweltplanung und des Umweltschutzes können nur im Zusammen- 
wirken mit Ländern, Gemeinden, der Industrie und nicht zuletzt den Bürgern in 
bestmöglicher Weise verwirklicht werden. Dabei ist von dem Grundsatz auszu- 
gehen, daß die Kosten einer Umweltbelastung derjenige zu tragen hat, der für 
ihre Entstehung verantwortlich ist (Verursacherprinzip). Bei Aktivitäten der 
öffentlichen Hand auf dem Gebiet des Umweltschutzes ist zu beachten, daß der 
Bund nach der verfassungsrechtlichen Aufgaben- und Lastenverteilung neben sei- 
ner Gesetzgebungskompetenz nur in begrenztem Umfang Verwaltungs- und 
Finanzierungskompetenzen in diesem Bereich hat. In erster Linie handelt es sich 
dabei um Forschungs- und Entwicklungsaufgaben. Daneben fördert der Bund im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
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Struktur" und „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" Inve- 
stitionsvorhaben auf dem Gebiet des Umweltschutzes und beteiligt sich auf 
Grund internationaler Verpflichtungen an einem Fünfjahresprogramm zur Sanie- 
rung des Rheins und des Bodensees. 

Das wichtige Gebiet des Baus von Kläranlagen, Kanalisationen, Abfallbeseiti- 
gungsanlagen usw. fällt in das Aufgabengebiet und in die Finanzverantwortung 
der Länder und Gemeinden. 

Ein bedeutsamer Schritt ist die Errichtung eines Umweltbundesamtes, das als 
Dachorganisation die Aufgabe hat, die Aktivitäten bestehender Bundeseinrichtun- 
gen unterhalb der Ministerialebene zusammenzufassen und zu koordinieren. Fer- 
ner soll das Amt der wissenschaftlichen Unterstützung des Bundesministers des 
Innern und anderer Ressorts in allen Angelegenheiten des Immissionsschutzes 
und der Abfallwirtschaft dienen, insbesondere bei der Erarbeitung von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, bei der Erforschung und Entwicklung von Grund- 
lagen für geeignete Maßnahmen sowie bei der Prüfung und der Untersuchung 
von Verfahren und Einrichtungen. 

Für die Maßnahmen des Bundes (vgl. Tz. 5.07) sind im Planungszeitraum 


1973 

1974 

1975 

1976 

1977 



in Millionen DM 



201 

317 

365 

415 

435 


vorgesehen. 

17 . Im Gesundheitswesen (vgl. Tz. 5.06) leistet der Bund einen erheblichen Bei- 
trag zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser. Nach dem Krankenhaus- 
finanzierungsgesetz werden die Investitionskosten für Krankenhäuser von der 
öffentlichen Hand getragen. Der Bund beteiligt sich mit einem Drittel in Form 
von Finanzhilfen an die Länder. Sie werden 1974 insgesamt rd. 1 Mrd. DM be- 
tragen und in den Folgejahren weiter ansteigen. Darüber hinaus werden Mittel 
für andere Förderungsmaßnahmen bereitgestellt, wie für den Ausbau des Bun- 
desgesundheitsamtes in Berlin und das Paul-Ehrlich-Institut in Frankfurt sowie 
für die gesundheitliche Aufklärung. 


18 . Im Bereich Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ist das langfristige Woh- 
nungsbauprogramm, das durch Erhöhung der jährlichen Bewilligungsrahmen in 
den Bereichen des Regionalprogramms und der Modernisierung des Althaus- 
bestandes um insgesamt über 500 Millionen DM verstärkt wird, wiederum Schwer- 
punkt der Wohnungsbauförderung. Die für dieses Programm und die übrigen 
Förderungsmaßnahmen — ■ wie Flüchtlingswohnungsbau, Wohnungsbau für alte 
Menschen — kassenmäßig (für Zuschüsse, Darlehen und Schuldendienst) erforder- 
lichen Mittel sind im Finanzplan (vgl. Tz. 5.08) mit jährlich rd. 1,5 Mrd. DM be- 
rücksichtigt. 

An den notwendigen Städtebauförderungsmaßnahmen beteiligt sich der Bund 
weiterhin durch Gewährung von Finanzhilfen in Höhe von rd. 150 bis 260 Mil- 
lionen DM für städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsvorhaben, Studien und 
Modellvorhaben u. a. m. (vgl. Tz. 5.09). 

Für Hochbaumaßnahmen des Bundes einschließlich Grunderwerb und Finanzhilfen 
im Raum Bonn zur Förderung kommunaler Vorhaben sind vorgesehen (in Tz. 5.01 
und 5.14 enthalten) 

1974 1975 1976 1977 

in Millionen DM 

207 298 283 295. 


19 . Die finanzpolitischen Entscheidungen zum Verkehrswesen entsprechen der 
verkehrspolitischen Konzeption der Bundesregierung. Dabei wird den öffent- 
lichen Verkehrsmitteln, besonders im Nahbereich in Ballungsräumen, Vorrang 
vor dem Individualverkehr eingeräumt. Mit Jahresbeträgen von insgesamt (vgl. 
Tz. 3.10 bis 3.15) 
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1973 

1974 

1975 

1976 

1977 



in Mrd. DM 



17,3 

19,0 

20,4 

20,9 

22,0 


wird die Mittelbereitstellung im Verkehrsbereich gegenüber den Vorjahren wie 
auch gegenüber der bisherigen Planung wesentlich verstärkt. 

Schwerpunkte sind die Aufwendungen für 



1973 

1974 

in 

1975 

Mrd. DM 

1976 

1977 

Bundesbahn 

7,2 

8,1 

8,9 

9,1 

9,8 

davon für den Schienenpersonen- 
nahverkehr 

1,5 

1,6 

1,7 

1,8 

2,0 

Straßenbau 

5,5 

5,5 

5,9 

6,0 

6,2 

Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse in den Gemeinden und öffent- 
lichen Personennahverkehr 

2,2 

2,4 

2,5 

2,6 

2,7 

Betriebsbeihilfen öffentlicher Nahver- 
kehr 

0,2 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 


Mit diesen Planansätzen ist der Rahmen dafür geschaffen worden, die volkswirt- 
schaftlich notwendigen und umweltfreundlichen Dienste der Bundesbahn, insbe- 
sondere im Schienenpersonennahverkehr, sowie die betriebswirtschaftlich vertret- 
baren Leistungen im Schienenpersonenfernverkehr wie im Güterverkehr zu er- 
halten und zu verbessern. Unumgänglich wird es sein, die stark defizitären Stück- 
gut- und Expreßgutverkehre zu vereinfachen und zu rationalisieren, den Omnibus- 
verkehr von Bahn und Post neu zu ordnen und das Streckennetz der Bundesbahn 
im Schienenverkehr zu konzentrieren. 

Die Förderung des übrigen öffentlichen Personennahverkehrs ist insbesondere 
durch Aufstockung um 200 Millionen DM jährlich für Investitionen im Einzelfall 
verstärkt worden. 

Einen wachsenden Anteil an den Ausgaben des Bundes im Verkehrsbereich neh- 
men weiterhin die Ansätze für Flugsicherung, Flughafenausbau, Deutsche Luft- 
hansa AG, Luftfahrt-Bundesamt, Wetterdienst sowie die Förderung des Luftreise- 
verkehrs mit Berlin ein. Die Ausgaben entwickeln sich wie folgt (vgl. Tz. 3.13 
und 3.15) : 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Millionen DM 

627 723 760 800 820. 

Zur Realisierung des verkehrspolitischen Konzepts ist es erforderlich, daß der 
zweckgebundene Anteil am Mineralölsteueraufkommen, wie schon im bisherigen 
Finanzplan vorgesehen, für den Gesamtbereich der verkehrspolitischen Aufgaben 
erhalten bleibt. Hierdurch werden sowohl eine zügige Weiterführung der Straßen- 
bauvorhaben wie auch der Ausbau der übrigen Verkehrseinrichtungen ermöglicht. 

20 . Durch die Agrarpolitik sollen in erster Linie die Lebensverhältnisse im länd- 
lichen Raum verbessert sowie die gleichrangige Teilnahme der in der Land- und 
Forstwirtschaft und in der Fischerei Tätigen an der allgemeinen Einkommens- und 
Wohlstandsentwicklung gesichert werden. 

Den größten Umfang haben die Ausgaben für die landwirtschaftliche Sozialpolitik , 
die 1974 erstmals die 2-Mrd.-DM-Grenze übersteigen. Insgesamt sind für diesen 
Bereich im Finanzplan (vgl. Tz. 1.02) Beträge von 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 


1,9 2,1 2,3 2,6 2,8 
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vorgesehen, ln diesen Zahlen ist auch der Mehrbedarf für die mit dem Entwurf 
eines 7. Änderungsgesetzes vorgesehene Verbesserung der Altershilfe und der 
Landabgaberente enthalten. Das Altersgeld soll ab 1. Januar 1974 auf 264 DM 
Monat angehoben, auf dieser Basis dynamisiert und — nach der Zahl der Beitrags- 
jahre gestaffelt — weiter erhöht werden. Die Bundeszuschüsse sollen in einem 
gleichbleibenden Verhältnis zu den Aufwendungen für die Altersgelder stehen 
und sind deshalb in jährlich steigender Höhe im Finanzplan enthalten. Die Bun- 
desmittel für die Landabgaberente sind entsprechend erhöht worden. Außerdem 
ist der wachsende Bedarf bei der Krankenversicherung der Landwirte (Alten- 
teiler), der Nachversicherung und der Zusatzaltersversorgung für landwirtschaft- 
liche Arbeitnehmer berücksichtigt. Die Bundesmittel zur Senkung der Unter- 
nehmerbeiträge an die landwirtschaftliche Unfallversicherung werden gegenüber 
1973 um 20 Millionen DM erhöht. 

Für die Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" sind in 1974 rd. 1,2 Mrd. DM vorgesehen. Dadurch kann der 2. Rahmen- 
plan mit einem Gesamtvolumen von rd. 2 Mrd. DM (Bund und Länder) ausge- 
stattet werden. Auch für die Folgejahre sind Mittel des Bundes von 1,2 Mrd. DM 
bis 1,3 Mrd. DM jährlich berücksichtigt (vgl. Tz. 3.01). Unabhägig von diesen Aus- 
gaben ist ab 1974 erstmals ein Betrag von 40 Millionen DM/Jahr vorgesehen, der 
für Ausgaben im Zusammenhang mit der zu erwartenden EG-Richtlinie zur Förde- 
rung der Landwirtschaft in benachteiligten Gebieten (Bergbauernprogramm) be- 
stimmt ist. 

Bei den einkommensverbessernden Maßnahmen (vgl. Tz. 3.03) ist zu berücksich- 
tigen, daß der Ausgleich für die Aufwertung 1969 in Form des Flächenausgleichs 
zunächst bis 1973 befristet war; 1973 waren hierfür noch 700 Millionen DM vor- 
gesehen. über die Frage der Fortführung des Aufwertungsausgleichs muß der Rat 
gemäß Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 vom 9. Dezember 1969 vor Ablauf des 
Jahres 1973 auf Grund eines Berichts der Kommission entscheiden. Für besondere 
agrarpolitische Maßnahmen in 1974 sind 400 Millionen DM, ab 1975 jährlich 
300 Millionen DM vorgesehen, deren Verwendungszweck u. a. von der vor- 
erwähnten Entscheidung der EG abhängt. 

Die Ausgaben für die Gasölverbilligung steigen an, weil ab 1974 der erhöhte 
Verbilligungssatz (Mineralölsteuererhöhung ab 1. Juli 1973) mit vollen Jahres- 
beträgen berücksichtigt ist. 


21 . Im Bereich der sektoralen Strukturpolitik steht die Energiepolitik im Vorder- 
grund. Die Sicherung der Energieversorgung ist wegen der gewachsenen Risiken 
und der besonderen Probleme dieses Bereichs zu einer Aufgabe von hoher Priori- 
tät geworden. Die Bundesregierung hat in ihrem Energieprogramm eine Reihe von 
Maßnahmen beschlossen, um ihren Anteil an einer weiterhin sicheren preisgünsti- 
gen und umweltfreundlichen Versorgung unseres Landes mit Energie zu verwirk- 
lichen. 

Mit Ausgaben von 


1973 

1974 

1975 1976 

in Mrd. DM 

1977 

1,0 

U6 

1,3 1,1 

1,1 


für energiepolitische Maßnahmen wird im Finanzplan 1973 bis 1977 ein deutlicher 
Schwerpunkt gesetzt (vgl. Tz. 3.07 und 3.08). 

Wie in den Vorjahren stellen dabei die für den Steinkohlenbergbau vorgesehenen 
Hilfen den größten Ausgabenblock dar. 

Die weitere Anpassung der Kohleförderung wird flankiert durch ein zusätz- 
liches Sozialprogramm für die betroffenen Arbeitnehmer. Für das Abfindungs- 
und das Anpassungsgeld steigen die Leistungen des Bundes (enthalten in Tz. 1.09) 
wie folgt: 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Millionen DM 


77 178 197 208 230. 
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Der angestrebte Beitrag der Steinkohle zur Energieversorgung wird durch eine 
Reihe von Maßnahmen des Energieprogramms zur Absatzstabilisierung abge- 
stützt. Von besonderer Bedeutung sind dabei die Aufrechterhaltung des Absatzes 
an die inländische Eisen- und Stahlindustrie und die Sicherung eines Absatzes an 
die Elektrizitätswirtschaft. 

Für die Sicherung der Mineralölversorgung sind folgende Mittel vorgesehen (vgl. 
Tz. 3.08): 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Millionen DM 

220 248 231 95 236. 

Davon werden etwa zwei Drittel für die Anlegung einer Bundesrohölreserve, d. h. 
für die Fertigstellung der Kavernen und die Einlagerung einer Teilmenge von 
etwa 4 Millionen t, aufgewendet. Im übrigen wird der für die Bundesrepublik 
als größtem Verbraucherland Westeuropas besonders wichtige Aufschluß der für 
die Versorgung notwendigen Rohölmengen gefördert. 

Erhebliche Mittel werden auch für die Weiterentwicklung der Kerenergie — Tech- 
nologie aufgebracht werden (vgl. Tz. 3.06), um die Nutzung dieses Energieträgers 
im energiepolitisch erwünschten Umfang zu forcieren. Gefördert werden nicht nur 
langfristige Entwicklungsvorhaben, z. B. der Schnelle Brutreaktor und die kontrol- 
lierte Kernfusion, sondern auch kurzfristige Maßnahmen zur Leistungsverbesse- 
rung der Kernenergie, wie die Entwicklung und Anwendung von Hochtemperatur- 
reaktoren, die Sicherung des Brennstoffkreislaufs und die Reaktorsicherheitsfor- 
schung. 

22 . Bei der Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern strebt die Bundes- 
regierung im Einklang mit dem Strategiedokument der Vereinten Nationen als 
Ziel für die Zweite Entwicklungsdekade die Förderung des wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritts der Entwicklungsländer in einem System weltweiter Partner- 
schaft an; damit sollen die Lebensbedingungen der Bevölkerung in diesen Ländern 
verbessert werden. Die Bundesregierung wird ihre Leistungen entsprechend dem 
Vorgehen der übrigen Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft steigern. 

Als Ziel wird angestrebt, den Anteil der öffentlichen Hilfe am Bruttosozialprodukt 
ab 1975 von gegenwärtig 0,31 v. H. auf 0,42 v. H. im Jahre 1978 anzuheben. Die 
diese Steigerung berücksichtigenden Ansätze für Entwicklungshilfe des Bundes 
betragen 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 


2,8 3,0 3,5 4,2 5,0 

(vgl. Tz. 5.04). 

Die Verpflichtungsermächtigungen für Entwicklungshilfe-Zusagen im Haushalt 
1974 sind gegenüber 1973 um rund 40 °/o auf 4,2 Mrd. DM erhöht worden. 


23 . Die Erhaltung und Festigung der Inneren Sicherheit wird von der Bundes- 
regierung weiterhin als Schwerpunktaufgabe angesehen. Das Verfassungsschutz- 
änderungsgesetz vom 8. August 1972, das Bundesgrenzschutzgesetz vom 
18. August 1972 und das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes vom 28. Juni 1973 haben den 
Sicherheitsorganen des Bundes neue Aufgaben übertragen. Für deren Wahrneh- 
mung sind zusätzliche Mittel für personelle und technische Ausstattung vor- 
gesehen (vgl. Tz. 5.05). 

24 . Präsenz und Kampfkraft der Bundeswehr sind Grundpfeiler unserer Sicher- 
heit im Rahmen des atlantischen Bündnisses. Sie sind notwendige Voraussetzung 
für eine aktive Politik der Entspannung, wie sie von der Bundesregierung ziel- 
strebig verfolgt wird. 

Die vorgesehenen Ausgaben für die militärische Verteidigung (vgl. Tz. 2.01 und 
2.02), die auch die Mittel für das Europäische Verteidigungsverstärkungsprogramm 
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(ED1P) sowie für das Ergänzungsflugzeug PHANTOM 11 enthalten, gewährleisten 
eine gleichbleibende Verteidigungsbereitschaft. 

Die militärische Verteidigung wird durch die zivile Verteidigung ergänzt (vgl. 
Tz. 2.04). Diese umfaßt im wesentlichen Vorsorgemaßnahmen zum Schutze der 
Bevölkerung und zur Aufrechterhaltung von Wirtschaft, Verkehr, Nachrichten- 
wesen und der Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung im Verteidigungsfall. 


25 . Die investiven Ausgaben des Bundes entwickeln sich im Finanzplan 1973 
bis 1977 wie folgt J ) : 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 2 ) 

21,6 23,1 24,6 25.9 26,9. 


Sie umfassen 

die Sachinvestitionen für eigene Vorhaben des Bundes und 
die Finanzierungshilfen für Investitionsvorhaben Dritter. 

Die Ausgaben für Sachinvestitionen {Baumaßnahmen, Beschaffungen und Grund- 
stückskäufe im nichtmilitärischen Bereich — vgl. im einzelnen Tabelle 4 unter 
II. 1. — ) betragen in den einzelnen Jahren des Planungszeitraums: 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 

rd. 6,7 7,0 7,5 7,5 7,9. 

Die Finanzierungshilfen zugunsten anderer Investoren setzen sich im wesent- 
lichen aus der Gewährung von Darlehen, Zuweisungen und Zuschüssen für 
Investitionen an den öffentlichen Bereich und an sonstige Bereiche zusammen; 
dazu kommen der Erwerb von Beteiligungen und die Inanspruchnahme aus Ge- 
währleistungen, die jedoch betragsmäßig kaum ins Gewicht fallen — vgl. im 
einzelnen Tabelle 4 unter II. 2. 21 und 3. — Diese Finanzierungshilfen belaufen 
sich im Planungszeitraum auf 

1973 1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 

rd. 14,9 16,1 17,1 18,3 18,9. 

Für den Planungszeitraum 1973 bis 1977 ergibt sich eine durchschnittliche Inve- 
stitionsquote (Anteil der investiven Ausgaben an den Gesamtausgaben) von 
16,8 v. H. 

Bei der Beurteilung dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, daß gemäß der Aufgaben- 
verteilung zwischen den staatlichen Ebenen der Großteil der öffentlichen Investi- 
tionen von Ländern und Gemeinden durchgeführt wird und das Schwergewicht 
der Bundesaufgaben im Bereich der sozialen Sicherung und der Verteidigung liegt. 


26 . Entsprechend den Aufgabenbereichen, die der Bund gemäß der föderativen 
Struktur unseres Staates zu erfüllen hat, ergeben sich auch für die Investitions- 
ausgaben Schwerpunkte, die der Prioritätensetzung in der gesamten Ausgaben- 
gestaltung entsprechen: 


*) In die Investitionsgüterindustrien (einschließlich Baugewerbe) fließen zusätzlich Bun- 
desmittel in Höhe von 10,1 Mrd. DM in 1973, ansteigend auf 12,3 Mrd. DM in 1977, für 
militärische Baumaßnahmen, Beschaffungen, Materialerhaltung sowie Wehrforschung 
und -entwidclung. Nach der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zählen diese Aus- 
gaben nicht zum Investitionsbereich, sondern zum Staatsverbrauch, 

2 ) Differenzen durch Rundung 
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— Bildung und Wissenschaft 

Für diesen Bereich sind Investi- 
tionsausgaben vorgesehen von . . 

Der Hauptanteil entfällt auf die 
beiden Bereiche 

Ausbau und Neubau von Hoch- 
schulen 

sowie 

Forschung außerhalb der Hoch- 
schulen 

— Verkehrswesen insgesamt 

(einschließlich Deutsche Bundes- 
bahn) 

Dabei bilden den größten Anteil 
die Ausgaben für den Bundesfern- 
straßenbau und die Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden. 

— Entwicklungshilfe 

(vor allem Kapitalhilfe) 

• — - Energie- und Wasserwirtschaft , 
Gewerbeförderung , Dienstleistun- 
gen 

(insbesondere Reaktorentwicklung, 
Förderung der Luftfahrttechnik, 
Sicherstellung der Rohölversor- 
gung, Investitionszuschüsse Kohle- 
bergbau, regionale Wirtschaftsför- 
derung) 

— Wohnungswesen , Raumordnung 

und kommunale Gemeinschafts- 
dienste 

(schwerpunktmäßig Darlehen an 
die Länder für Wohnungsbau) 

— Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten 

(vorwiegend produktivitäts- und 
absatzfördernde Maßnahmen) 

— Wohnungsbauprämien 

— Gesundheit, Sport und Erholung 
(insbesondere Krankenhausfinan- 
zierung, Sportanlagenbau) 

— Sonstige Aufgabenbereiche 

(insbesondere politische Führung 
und zentrale Verwaltung, Vertei- 
digung, innere Sicherheit) 


1973 1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 


2,71 3,06 3,31 3,56 3,54 

(1,80) (2,00) (2,10) (2,20) (2,00) 

(0,79) (0,91) (0,98) (1,11) (1,24) 

8,60 9,15 9,61 9,94 10,25 

1,90 2,07 2,50 3,08 3,73 

1,84 1,88 1,82 1,60 1,77 


1.46 1,51 1,57 1,54 1,41 

0,87 0,90 0,92 0,86 0,81 

1.47 1,61 1,84 2,17 2,17 

1,09 1,06 1,12 1,17 1,23 

1,65 1,84 1,92 1,96 1,96 
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Einnahmeseite 

27 . Die vorgesehenen Bundesausgaben werden zum überwiegenden Teil mit 
laufenden Einnahmen, insbesondere Steuereinnahmen, finanziert. Als Steuer- 
einnahmen sind entsprechend dem Ergebnis des Arbeitskreises „Steuer- 
schätzungen" vom 27728. August 1973 (ohne Stabilitätszuschlag und Investitions- 
steuer) angesetzt: 



Soll 

1973 

Entwurf 

1974 

in 

1975 

Mrd. DM 

Finanzplan 

1976 

1977 

Steuereinnahmen des Bundes 

Bundesanteil an Lohnsteuer 
und veranlagter Einkommen- 
steuer 

37,67 

44,03 

49,6 

55,6 

62,1 

Bundesanteil an nichtveran- 
lagten Steuern vom Ertrag 
und Körperschaftsteuer 

6,15 

6,65 

7,1 

7,6 

8,0 

Bundesanteil an Umsatzsteuer 
und Einfuhrumsatzsteuer *) . . 

33,28 

36,66 

37,2 

39,9 

42,8 

Bundesanteil an Gewerbe- 
steuerumlage 

3,35 

3,59 

3,9 

4,1 

4,4 

Zölle 

1,03 

0,56 

0,1 

0,1 

0,1 

Tabaksteuer 

8,90 

9,30 

9,6 

9,9 

10,1 

Branntweinmonopol 

3,15 

3,30 

3,2 

3,4 

3,5 

Mineralölsteuer 

16,50 

18,00 

18,0 

18,7 

19,4 

Sonstige Bundessteuern .... 

5,67 

6,11 

6,6 

7,3 

7,9 

Zwischensumme . . . 

115,70 

128,20 

135,3 

146,5 2 ) 

158,3 

abzüglich Zuführung an kon- 
junkturbedingte Rücklagen . . 

~0,70 

— 

— 

— 

— 

Steuern insgesamt . . . 

115,00 

128,20 

135,3 

146,5 2 ) 

158,3 


a) Lohnsteuer und veranlagte Einkommensteuer 

Als Bundesanteil sind in allen Jahren gleichbleibend 43 v. H. der geschätzten Ein- 
nahmen aus diesen beiden Steuern angesetzt. Grundlage der Schätzung des Auf- 
kommens an Lohnsteuer und veranlagter Einkommensteuer ist die in der gesamt- 
wirtschaftlichen Zielprojektion der Bundesregierung zum Ausdruck kommende 
Entwicklung der Bruttolohn- und -gehaltssumme (einschließlich Beamtenpensio- 
nen) sowie der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen. 

b) Körperschaftsteuer und nichtveranlagte Steuern vom Ertrag 

Der Anteil des Bundes beträgt 50 v. H. der geschätzten Einnahmen. Sie steigen 
im Jahr 1977 gegenüber 1973 um knapp 30 v. H., also unterproportional zum 
angenommenen Wachstum des Bruttosozialprodukts. 

c) Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer 

Beim Bundesanteil wird für alle Jahre vom geltenden Recht (65 v. H.) ausgegan- 
gen. Erstmals 1975 sind davon 2,6 Mrd. DM, steigend 1976 auf 3,3 Mrd. DM und 
1977 auf 4,0 Mrd. DM, als eigene Einnahmen der Europäischen Gemeinschaften 
abgesetzt. 


0 ab 1975 gekürzt um EG-Anteil an der Umsatzsteuer 
2 ) Differenz durch Runden der Zahlen 
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Für die Einnahmeschätzung der beiden Steuern vom Umsatz dienen als Ausgangs- 
größen die voraussichtliche Entwicklung der Bemessungsgrundlagen: privater 
Verbrauch, Investitionstätigkeit und Wareneinfuhr. 

Die Absetzung des EG-Anteils bewirkt, daß die Einnahmen des Bundes bei den 
Steuern vom Umsatz von 1973 bis 1977 nur um gut 22 v. H. steigen. 

d) Gewerbesteuerumlage 

Als Bundesanteil sind 50 v. H. der geschätzten Einnahmen aus der Gewerbesteuer- 
umlage angesetzt. Die mittelfristige Schätzung der Gewerbesteuer lehnt sich eng 
an die Ableitung des Aufkommens aus der veranlagten Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer an. Die weiter steigende Tendenz der Hebesätze der Gewerbe- 
steuer ist berücksichtigt. 

e) Zölle 

Bei der Schätzung der Zolleinnahmen wird von der erwarteten Entwicklung der 
zollpflichtigen Wareneinfuhren ausgegangen. Der kontinuierliche Abbau der Zölle 
bei Einfuhren aus den 3 neuen Mitgliedstaaten der EG und aus den Rest-EFTA- 
Ländern einschließlich Finnland wurde berücksichtigt. 

Seit 1. Januar 1971 sind stetig steigende Anteile der Zölle als eigene Einnahmen 
an die Europäischen Gemeinschaften abzuführen, ab 1975 stehen sie ihnen voll- 
ständig zu. Als Steuereinnahmen des Bundes sind deshalb nur die dem Bund ver- 
bleibenden Beträge angesetzt, ab 1975 jeweils 80 Millionen DM aus EGKS-Zöllen 
und pauschalierten Eingangsabgaben. 

f) Tabaksteuer 

Die Entwicklung des Absatzes von Tabakwaren verläuft unterproportional zu der 
des privaten Verbrauchs und des Bruttosozialprodukts. Die Aufkommenssteige- 
rung ist in 1973 überproportional, da sich die Tabaksteuererhöhung vom 1. Sep- 
tember 1972 erstmals für ein volles Jahr auswirkt. 

g) Branntweinmonopol 

Auch das Aufkommen an Branntweinabgaben zeigt einen unterproportionalen 
Verlauf, der lediglich 1973 und 1974 wegen der Verkürzung des Zahlungsauf- 
schubs von 5 auf 3 Monate durchbrochen wird. 

h) Mineralölsteuer 

Für die bei den Bundessteuern veranschlagten Mineralölsteuereinnahmen wird 
die Steigerungsrate für 1977 gegenüber 1973 auf knapp 18 v. H. geschätzt. Dabei 
sind die Erhöhung der Mineralölsteuer ab 1. Juli 1973, der stufenweise Abbau der 
Steuer auf schwere Heizöle sowie der Wegfall der Mineralölsteuer auf Heizöle ab 
1. Januar 1975 berücksichtigt. 


28 . Die Finanzierungssalden des Bundes (Nettokreditaufnahme zuzüglich Münz- 
einnahmen) entwickeln sich im Planungszeitraum ab 1974 folgendermaßen 1 ): 

1974 1975 1976 1977 

in Mrd. DM 

-2,5 -7,2 - 8,4 -10,0 

zum Vergleich: 

Finanzplan 1972 bis 1976 

(unter Einbeziehung von öffa und 

Krankenhausfinanzierung sowie der 

ausgewiesenen „Offenen Beträge") —6,0 —9,9 —11,0 


*) Unter der Voraussetzung der Aufrechterhaltung der gegenwärtig geltenden Steuer- 
verteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden sowie ohne Berücksichtigung der 
Eckwertbeschlüsse der Bundesregierung vom 12. September 1973 zur Steuerreform. 
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Tabelle 1 a 

Stand: 5. September 1973 


Finanzplan 1973 bis 1977 
Gesamtübersicht 



Soll 

1973 *) 

Haus- 

halts- 

entwurf 

1974 

Finanzplan 

. 


1975 

1976 | 

1977 


— in Milliarden DM — 

I. Ausgaben 






1. Gesamtausgaben 

121,6 

134,4 

145,8 

158,2 

171,7 

2. Steigerungsraten in v. B 

9,8 

10,5 

8,5 

8,5 

8,5 

II. Einnahmen 2 ) 






1. Steuereinnahmen 

1 1 5,0 3 ) 

1 28,2 3 ) 

135,3 3 ) 

1 46,5 3 ) 

158,3 3 ) 

2. Verwaltungseinnahmen 

3,6 

3,7 

3,3 

3,3 

3,4 

3. Münzeinnahmen 

0,3 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

i 

4. Nettokreditaufnahme 

j 

2,7 

2,3 

6,9 

8,1 

9,7 

5. Gesamteinnahmen 

121,6 

134,4 

145,8 

I 

158,2 

171,7 


9 Abweichungen gegenüber Haushalt 1973 infolge Anpassung an Veranschlagungsmethodik Haushalt 1974 (Ein- 
beziehung öffa und Krankenhausfinanzierung) 

2 ) Unter der Voraussetzung der Aufrechterhaltung der gegenwärtig geltenden Steuerverteilung zwischen Bund, Län- 
dern und Gemeinden sowie ohne Berücksichtigung der Eckwertbeschlüsse der Bundesregierung vom 12. September 
1973 zur Steuerreform. 

3 ) Ergebnis des Arbeitskreises Steuerschätzungen vom 27./28. August 1973 


Tabelle 1 b 

Stand: 5. September 1973 

Nachrichtlich: 

Eigene Einnahmen und Ausgaben der Europäischen Gemeinschaften (EG), 
soweit sie die Anlagen E zum Bundeshaushalt berühren 



Soll 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 



— in Milliarden DK' 

— 


I. Eigene Einnahmen der EG 

2,92 

3,36 

6,3 9 

6,9 

7,5 

davon 

Anteil an den Zöllen 

2,16 

2,70 

3,1 

2,9 

2,8 

Agrarabschöpfungen (einschließlich Produktions- 
abgaben und Lagerkostenausgleich Zucker sowie 
Drittlandsgrenzausgleich und Beitrittsländer- 
preisausgleich) 

0,76 

0,66 

0,7 

0,7 

0,7 

Anteil an der Mehrwertsteuer 

— 

— 

2,6 

3,3 

4,0 

II. EG-Marktordnungsausgaben und Ausgaben der 
EG für Nahrungsmittelhilfen 

2,13 

2,27 

2,3 

2,3 

2,3 


9 Differenzen durch Rundung 
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Tabelle 1 c 
Stand: 5. September 1973 


Nachrichtlich: 

Umrechnung des Finanzplans des Bundes 1972 bis 1976 bei Einbeziehung 
von öffa und Krankenhausfinanzierung 


! 

Ist 

1972 

Soll 

1973 

1974 j 

1975 

1976 

1 


— in Milliarden DM l ) — 


j 

Finanzplan des Bundes 1972 bis 1976 

109,73 

120,24 

130,60 

141,70 

153,80 

abzüglich: 

Schuldendienst (Straßenbau) und Verwaltungs- 
kostenerstattung öffa (Epl. 12) 

0,22 

0,34 

0,38 

0,33 

0,33 

Schuldendienst Krankenhausfinanzierung (Epl. 15) . . 

— 

0,05 

0,15 

0,25 

0,36 

Tilgung Öffa-Kredite Wasserbau (Epl. 32) 

0,03 

0,02 

0,02 

0,02 

0,02 

Zwischensumme 

109,48 

119,83 

130,05 

141,10 

153,08 

zuzüglich: 

Vorgesehene Öffa-Mittel für Bundesfern- und 
-Wasserstraßen 

0,60 

0,60 

0,60 

0,60 

0,60 

Finanzhilfen des Bundes für die Krankenhausfinan- 
zierung 

0,47 

0,97 

1,00 

1,05 

1,10 

Zinsen für aufgenommene Öffa-Kredite (Bundesfern- 
und -wasserstraßenbau) und für Krankenhausfinan- 
zierung (einschließlich Tilgung der 1972 und 1973 
aufgenommenen Kredite) 

0,14 

0,23 

0,35 

0,47 

0,56 

Finanzplan des Bundes 1972 bis 1976 einschließlich 
öffa und Krankenhausfinanzierung 

110,69 

121,63 

132,00 

143,21 

155,34 


9 Differenzen durch Rundung 
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Tabelle 2 

Stand: 5. September 1973 


Kreditfinanzierungsiibersicht 

Darstellung der Höhe der im Planungszeitraum vorgesehenen Einnahmen aus 
Krediten und der Tilgungen nach Höhe und Fristigkeit. Als Differenz beider 
Größen ergibt sich die zur Finanzierung der Ausgaben vorgesehene Nettokredit- 
aufnahme des Bundes. 


— Finanzplan — 



Soll 
1973 >) 

Haus- 

halts- 

entwurf 

1974 

1975 

1976 

1977 

— in Milliarden DM — 

1 . Bruttokreditaufnahme 






a) Anschlußfinanzierung 

3,03 

4,17 

5,5 

5,9 

5,9 

b) neu 

2,66 

2,34 

6,9 

8,1 

9,7 

insgesamt . . . 

5,69 

6,51 

12,4 

14,0 

15,6 

2. Tilgungen 






a) längerfristige Kredite 

1,45 

2,90 

4,0 

4,6 

3,7 

b) kürzerfristige Kredite 

1,58 

l 

1,27 

i 

1,5 

1,3 

2,2 

3. Nettokreditaufnahme 

2,66 

2,34 

6,9 

8,1 

9,7 


*) Abweichungen gegenüber Haushalt 1973 infolge Anpassung an Veranschlagungsmethodik Haushalt 1974 (Ein- 
beziehung Öffa und Krankenhausfinanzierung) 
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Tabelle 3 
Stand: 5. September 1973 


Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Aufgliederung der Ausgaben des Bundes nach Funk- 
tionen, wie z. B. Soziale Sicherung, Verteidigung, 
Wirtschaftsförderung usw., in der Reihenfolge ihrer 
finanziellen Bedeutung. 

Die Abgrenzung und Gliederung der einzelnen Auf- 
gabengebiete entspricht nicht in allen Einzelheiten 
dem Funktionenplan zum Bundeshaushalt. Für die 
Zwecke des Finanzplans wurden die Aufgaben- 
bereiche teils in anderer Zuordnung (z. B. wird die 
Deutsche Bundesbahn nicht den Wirtschaftsunter- 
nehmen, sondern dem Verkehrsbereich zugeordnet), 
teils in tieferer Aufgliederung (z. B. „Leistungen des 
Bundes für Berlin") sowie teilweise in anderer 
Reihenfolge (z. B. trägt die Flauptfunktion „Soziale 
Sicherung" im Funktionenplan die Ziffer 2) darge- 


stellt, um das Zahlenmaterial zum Finanzplan aus- 
sagefähiger und transparenter zu machen. 

Beim Vergleich der Ausgabenplafonds der Einzel- 
pläne mit gleichlautenden Textziffern (Tz.) der Ta- 
belle 3 ist zu berücksichtigen, daß ein Teil der in 
den Einzelplänen veranschlagten Mittel bei einer 
funktionalen Aufgliederung der Ausgaben anderen 
Aufgabenbereichen zuzuordnen ist. So ist z. B. stets 
das Kapitel 01 (Ministerium) der Einzelpläne der 
Ressorts in der Tz. 5.01 „Politische Führung und 
Zentrale Verwaltung" enthalten-, die Wohnungsfür- 
sorge für Soldaten ist nicht der Tz. 2.01 „Deutsche 
Verteidigungsstreitkräfte", sondern der Tz. 5.08 
„Förderung des Wohnungsbaues" zugeordnet. 


Soll 

1973 


— Finanzplan — 


Entwurf I 
1974 ! 


1975 


1976 


— in Millionen DM — 


1977 


1.01 


Rentenversicherungen der Arbeiter und An- 
gestellten, Knappschaftliche Rentenversiche- 
rung 


12 950,6 


| 16 640,0 | 


Zuschüsse des Bundes an die Rentenversiche- ; 
rungen der Arbeiter und Angestellten; Bun- 
deszuschuß zur Deckung des Defizits der j 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 


1.02 Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

Altershilfe für Landwirte; Landabgaberente; 
Alterssicherung bei Landabgabe; Bundeszu- 
schüsse zur Krankenversicherung der Land- 
wirte; Freiwillige Leistungen des Bundes zur 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung; Zu- 
schüsse zur Zusatzaltersversorgung von ehe- 
maligen land- und forstwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmern. 


1 861,0 2 103,0 

i 


1.03 Kindergeld 

Die Kindergeldsätze betragen 25 DM für das 
zweite (nur bei Monatseinkommen bis z. Z. 
1250 DM), 60 DM für das dritte und vierte 
Kind sowie 70 DM für fünfte und weitere Kin- 
der. Ein Gesetzentwurf zur Anhebung der Ein- 
kommensgrenze beim Zweitkindergeld auf 
1 400 DM monatlich rückwirkend ab 1. Januar 
1973 befindet sich im Gesetzgebungsverfahren. 
Außerdem ist vorgesehen, die Einkommens- 
grenze ab 1. Januar 1974 auf 1 530 DM monat- 
lich zu erhöhen. 

Eine Reform des Familienlastenausgleichs soll 
im Rahmen der Steuerreform erfolgen. 


3 240,0 


3 232,0 


19 460 21 700 24 040 


i 

2 340 2 600 2 820 


3 220 3 220 3 220 


i 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


■ Finanzplan — 


Soll 

1973 


Entwurf 

1974 


1975 


1976 


1977 


■ in Millionen DM — 


1.04 Mutterschutz 150,0 150,0 150 150 

i 

Pauschale Leistung des Bundes an die Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung in 
Höhe von 400 DM für jeden Entbindungsfall | 
nach der RVO und Erstattung der Aufwendun- 1 
gen für Hausgehilfinnen und nicht versicherte 
Frauen nach dem Mutterschutzgesetz. 


150 j 


1.05 Wohngeld 

Das Wohngeldgesetz sieht die Gewährung 
eines Zuschusses zu den Wohnkosten vor 
(Wohngeld), um im Rahmen der Einkommens- 
verhältnisse angemessenes und familienge- 
rechtes Wohnen zu sichern. 

Das Wohngeld wird von den Ländern ge- 
; zahlt; die Aufwendungen hierfür werden 

ihnen vom Bund zur Hälfte erstattet. 

i 

j 1.06 Kriegsopferversorgung, Kriegsopferfürsorge 

Kriegsopferrenten und sonstige Geldleistun- 
I gen (z. B. Pflegezulage, Blindenzulage) auf 

Grund des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) 
und der Gesetze, die das BVG für anwendbar 
erklären (z. B. Soldatenversorgungsgesetz, 
Häftlingshilfegesetz, Unterhaltsbeihilfenge- 
i setz). 

Kriegsopferfürsorge (Berufsfürsorge, Erzie- 
j hungsbeihilfen, ergänzende Hilfen zum Le- 

bensunterhalt, Erholungsfürsorge, Wohnungs- 
fürsorge und sonstige Hilfen) sowie Heil- und 
Krankenbehandlung. 

i 

1.07 Wiedergutmachung und Rückerstattung 


600,0 610,0 ! 630 630 630 


8 930,0 10 030,1 11 235 12 300 13 375 


I 


1 407,7 


1 496,7 


1 425 1 420 1 460 


Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts: Der Bund trägt 50 v. H. (in Berlin 
60 v. H.) der von den Ländern zu leisten- 
den Entschädigungsaufwendungen. Außerdem 
zahlt er Entschädigungen für Menschenver- 
suchsopfer und Nationalitätsgeschädigte und \ 
erbringt Leistungen zur Milderung von Här- 
ten. 

Rückerstattung: Gesetzliche Verpflichtung 

des Bundes zur Rückerstattung oder zum 
Schadenersatz für feststellbare Vermögens- 
gegenstände, die Verfolgten des NS-Regimes 
während der Gewaltherrschaft entzogen wor* j 
den sind. i 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarl nach Aufgabenbereichen 


1.08 Lastenausgleich 


Soll 

1973 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1974 


1975 


1976 


— in Millionen DM — 


1977 


! 


350,0 


345,6 | 


345 345 


340 


Der Bund zahlt an den Ausgleichsfonds Zu- 
schüsse zu einem Teil der Unterhaltshilfe- ! 
leistungen des Fonds, zum nicht gedeckten 
Teil der Aufwendungen des Fonds im Saar- J 
land und zur Hauptentschädigung für Zonen- | 
Schäden in den Jahren 1973 bis 1982. Außer- j 
dem verstärkt er die Mittel des Härtefonds 
für die Gewährung von Darlehen und Bei- 
hilfen an Flüchtlinge aus dem Gebiet der j 
DDR und sonstige Geschädigte. 

! 

1.09 Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsschutz 

I 

Abfindungs- und Anpassungsgeld für Arbeit- j 
nehmer des Steinkohlebergbaues; Arbeits- I 
losenhilfe; Mittel für Einrichtungen der beruf- j 
liehen Rehabilitation; Förderung der Arbeits- 
aufnahme in Berlin; Bundesanstalt für Unfall- | 
forschung und Arbeitsschutz u. a. m. 

1.10 Sparprämien und Wohnungsbauprämien 

davon 

Sparprämien 

Die Aufwendungen für die Prämien trägt 
der Bund. 

Wohnungsbauprämien 

Die Aufwendungen tragen Bund und Län- 
der je zur Hälfte. 

1.11 Sonstige Maßnahmen im Sozialbereich 

Förderung der Jugendhilfe und der Freien 
Wohlfahrtspflege, Maßnahmen für Behin- 
derte und die ältere Generation, Reise- und 
Aufenthaltsbeihilfen für Besucher aus der 
DDR, Ubergangshilfe für Kleinbetriebe nach 
dem Lohnfortzahlungsgesetz (auslaufend), 
Erstattung von Verwaltungskosten für die 
Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes 
(auslaufend) und des Kindergeldgesetzes, Zu- 
schüsse zur gesetzlichen Unfallversicherung, 
soziale Kriegsfolgelasten u. a. m. 


228,0 


341,9 


| 

3 073,0 I 3 457,5 


1 600,0 \ 1 850,0 


1 473,0 1 607,5 


1 365,7 


1 199,4 


370 


4 180 

2 340 


1 840 


1 180 


490 


5 325 

3 155 


2 170 


1 170 


! 


515 


6 170 

4 000 

2 170 


1 190 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 



Soll 

1973 

Entwurf 

1974 

Finanzplan — 

1975 

1976 

1977 


— in 

Millionen DM 

— 


1 

2.01 Deutsche Verteidigungsstreitkräfte 

20 738,7 

22 392,2 

23 435 

24 270 

24 680 

davon 






Ausgaben für Personal, U nterhaltssicherung 

7 071,7 

7 425,8 

7 525 

7 665 

7 775 

Militärische Anlagen 

927,6 

1 163,0 

1 270 

1 295 

1 350 

Militärische Beschaffungen und Material er hal- 

7 890,9 

8 443,8 

9 070 

9 685 

9 675 

tung 






Entwicklung, Erprobung und Wehrforschung 

1 250,1 

1 308,3 

1 305 

1 245 

1 270 

Sonstiges insbesondere Geschäftsbedarf, Fern- 

3 598,4 

4 051,3 

4 265 

4 380 

4 610 


meldekosten, Betriebsstoffe, Geräte und Aus- 
stattung, Beiträge an internationale Organi- 
sationen; Unterhaltung, Bewirtschaftung und 
Bewachung von Liegenschaften ; Sanitäts-, 

Verpflegungs- und Bekleidungswesen (ohne 
Personal, Beschaffung und Erhaltung); Aus- 
bildung und Übungen u . a. m. 

2.02 Bundeswehrverwaltung sowie Zivilpersonal 4 335,7 4 410 f 3 4 435 4 430 4 430 

bei den Kommandobehörden und Truppen 

Ausgaben für das zivile Personal, für den 
Geschäftsbedarf der Dienststellen, ihre Aus- 
stattung mit Kraftfahrzeugen, Maschinen und 
Geräten sowie Ausgaben für den Betrieb und 
die Erhaltung von Anlagen. 

2.03 Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 838,5 864,3 875 900 900 

dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte im 

Bundesgebiet und in Berlin 

Verteidigungsfolgekosten, die in unmittel- 
barem Zusammenhang mit dem Aufenthalt 
ausländischer Streitkräfte im Bundsegebiet 
entstehen (Aufwendungen für die Beschaffung 
von Grundstücken und Gebäuden, für Schä- 
den, Bewirtschaftung u. a. m.). 

Besatzungskosten und Auftragsausgaben so- 
wie Besatzungsfolgekosten für die in Berlin 
stationierten ausländischen Streitkräfte (Auf- 
wendungen für Arbeitskräfte, Unterbringung, 

Versorgung, Baumaßnahmen u. a. m.) 

2.04 Zivile Verteidigung 542,2 563,9 570 580 590 

Aufwendungen für die zivile Verteidigung 
auf der Grundlage der Zivilschutz- und Not- 
standsgesetze (Warn- und Alarmdienst, Kata- 
strophenschutz, Schutzraumbau, Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Ernährung, der Was- 
ser-, Elektrizitäts- und Gasversorgung, der 
ärztlichen Versorgung und des Verkehrs- und j 
Nachrichtenwesens u. a. m.). j 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


i 3.01 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 

Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

Vorplanung, Flurbereinigung, Einzelbetrieb- 
liche Maßnahmen und ländliche Siedlung, Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen im Erzeugungs- 
bereich, Wirtschaftswegebau, Verbesserung 
der Marktstruktur, wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Maßnahmen, Küsten- 
schutz, EG-Bergbauernprogramm. 

3.02 Sonstige produktivitätsfördernde Maßnahmen 

j im Bereich Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten 

Vertriebenensiedlung, Förderung der Hoch- j 
see- und Küstenfischerei, Abwicklung alter 
Verpflichtungen, die der Bund vor dem 1. Ja- 
nuar 1973 eingegangen ist. 

3.03 Einkommensverbessernde Maßnahmen im Be- 
reich Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

davon 

Aufwertungsausgleich 

Die der deutschen Landwirtschaft infolge 
der DM- Aufwertung im Jahre 1969 ent- 
standenen Einkommensverluste sind — 
neben einer Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes zugunsten der Landwirtschaft — 
bis 1973 durch Ausgleichszahlungen aus 
dem Bundeshaushalt ausgeglichen worden. 

Besondere agrarpolitische Maßnahmen 

Die Ausgaben sind zur Fortführung des 
Aufwertungsausgleichs vorgesehen, falls 
der Rat der EG die dazu erforderliche Er- 
mächtigung erteilt. 

Gasölverbilligung 

Verbilligung des von der Landwirtschaft 
| verwendeten Gasöls 

Sonstiges , insbesondere Marktordnung saus - | 
gaben 

Kosten der Bevorratung (ohne Maßnahmen 
der zivilen Verteidigung), Verwaltungs- 
kosten der Einfuhr- und Vorratsstellen, | 

Frachthilfe für Getreide u. a. m. Die ab I 

1. Januar 1971 vom Europäischen Ausrich- | 

tungs- und Garantiefonds für die Landwirt- ; 


Soll 

1973 


1 200,0 


646,5 


1 416,2 


700,0 


512,0 


204,2 



400,0 300 300 300 


553,0 555 555 555 


187,4 180 180 180 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Soll 

1973 


— Finanzplan — 


Entwurf 
1974 | 


1975 


1976 


— in Millionen DM — 


1977 


schaft unmittelbar zu finanzierenden EG- 
Marktordnungsausgaben werden nicht mehr 
im Bundeshaushalt veranschlagt. 

Außerdem Aufwertungsausgleich für Finan- 
! zierungslücken bei EAGFL-Vorhaben (aus- 

| laufend) u. a. m. 

i 

j 3.04 Sonstige Maßnahmen im Bereich Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Absatzförderung und Aufklärung, Fischerei- ; 
schütz, Beiträge an internationale Organisa- j 
tionen, Erhebungen und Untersuchungen, In- 
formations- und Lehrveranstaltungen, Modell- 
vorhaben; Zuweisungen nach dem Gesetz für I 
Naturschutz und Landschaftspflege (ab 1974) 
u. a. m. 

3.05 Regionale Förderungsmaßnahmen 

Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur", Abwicklung der bisherigen 
Regionalprogramme und besondere Förde- ! 
rungsmaßnahmen im Zonenrandgebiet. 

I ! 

3.06 Kerntechnik 

Förderung der Reaktorentwicklung und des ! 
Brennstoffkreislaufs -(Uranversorgung, Uran- 
anreicherung, Wiederaufarbeitung usw.), der 
Reaktorsicherheit, der Isotopen- und Strahlen- 
technik sowie der nuklearen Meßtechnik und . 
Datenverarbeitung. 

3.07 Bergbau 

Insbesondere Maßnahmen zur Konsolidierung 
und Anpassung des Steinkohlebergbaues an 
; die veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse 

i im Rahmen des Energieprogramms (z. B. In- 

I vestitionshilfe, Stillegungsprämien, Kokskoh- j 

lenbeihilfe, Entlastung von Alt-, Schrump- 
fungs- und Flaldenkosten, Übernahme einer 
Schuldbuchforderung zugunsten der Ruhr- 
kohle-AG). 

3.08 Erdölversorgung und Rohölbevorratung 

Sicherung der deutschen Erdölversorgung 
durch Gewährung von Darlehen oder Zu- 
! Schüssen für Erdölsuche oder Kauf von Erd- 

ölquellen im Ausland. 

Anlage einer Bundesrohölreserve für 25 
Tage (zusätzlich zu den Pflichtvorräten der 
Mineralölgesellschaften) . 


119,3 


92,8 


90 


487,5 


481,8 i 475 


558,9 581,2 640 


821,7 i 1 318,9 1 105 


220,0 247,7 


230 


95 95 


470 465 


675 685 


965 895 


95 235 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


3.09 Sonstige Maßnahmen 
zur Wirtschaftsförderung 

Finanzhilfe zur Entwicklung und zum Bau 
moderner Zivilflugzeuge; Zuschüsse an Werf- 
ten zur Förderung des Schiffsexports; Inan- 
spruchnahme aus Bürgschaften, die der Bund 
für Ausfujiraufträge und für private Entwick- 
lungshilfe der deutschen Wirtschaft übernom- 
men hat u. a. m. 

3.10 Bundesautobahnen und Bundesstraßen, Ver- 
besserung der Verkehrs Verhältnisse in den 
Gemeinden 

Aus- und Neubau, Unterhaltung und In- 
standsetzung der Bundesfernstraßen; Zu- 

schüsse und Darlehen an fremde Baulastträ- 
ger für den Ausbau von Ortsdurchfahrten und 
Zubringerstraßen; Kommunaler Straßenbau; 

| Verkehrswege des öffentlichen Personennah- 

i Verkehrs (Straßenbahnen, Hoch- und Unter- 

| grundbahnen usw.) einschließlich der Deut- 

i sehen Bundesbahn in Verdichtungsräumen; 

Betriebsbeihilfe zur Verbilligung von Gasöl 
im öffentlichen Personennahverkehr u. a. m. 

i 

I 

3.11 Schienenverkehr 

Zuweisungen an die Deutsche Bundesbahn 
einschließlich Zuschüsse zum Ausgleich be- 
triebsfremder Lasten und strukturell beding- 
ter überhöhter Versorgungslasten, Investi- 
tionszuschüsse zur Kapitalaufstockung, Ka- 

i pitaldienst für Bundesbahnanleihen. 

Errichtung einer Versuchsanlage für Ver- 
kehrstechniken (Hochleistungsschnellbahn) . 

3.12 Wasserstraßen und Häfen, Förderung der 

! Schiffahrt 

Aus-, Neubau und Unterhaltung der Was- 

serstraßen, Neubauhilfen für Handelsschiffe 
(Seeschiffahrt) u. a. m 

i 

| 3.13 Luftfahrt 

Darlehen, Investitionszuschüsse und Beteili- 
| gungen an Flughafengesellschaften zur För- 

derung des Ausbaus von Flughäfen; Beteili- 
gung am Grundkapital der Deutschen Luft- 
| hansa AG; Flugsicherung; Förderung des 

Luftreiseverkehrs mit Berlin u. a. m. 


— Finanzplan — 


Soll 

1973 


Entwurf ' in „ c j 

1974 j 1975 j 1976 


— in Millionen DM — 


705,4 


7 863,0 8 179,9 


1 093,2 


1 289,7 


532,0 613,7 | 640 685 705 


1977 


758,2 | 845 885 1 070 


8 650 8 880 9 185 


7 246,8 8 124,2 8 885 9 100 9 790 


1 370 1 455 1 490 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


3.14 Sonstige Maßnahmen im Bereich 
des Verkehrswesens 

Betriebsbeihilfe zur Verbilligung von Gasöl 
beim Betrieb schienengebundener Fahrzeuge; 
Jahrespauschale an die DDR zur Abgeltung 
von Gebühren im Transitverkehr nach Berlin 
u. a. m. 

3.15 Wetterdienst 

Personal-, Verwaltungs- und Investitionsaus- 
gaben der Anstalt „Deutscher Wetterdienst" 
in Offenbach/Main. 

3.16 Deutsche Welle und Deutschlandfunk 

Der Bund gewährt der Deutschen Welle und 
dem Deutschlandfunk eine Kassenhilfe. Der 
Deutschlandfunk erhält ferner jährlich einen 
festen Zuschuß aus dem Gebührenaufkommen 
der Landesrundfunkanstalten. Für die Deut- 
sche Welle und den Deutschlandfunk soll 
1974 ein Funkhausneubau begonnen werden. 

4.01 Bildungsplanung 

Förderung von Versuchs- und Modelleinrich- 
tungen und -Programmen im Bereich des Bil- 
dungswesens; Förderung der Forschung im 
Bereich des Bildungswesens; Förderung der 
Information im Bereich des Bildungswesens; 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Weiterbil- 
dung u. a. m. 

4.02 Hochschulen 

Aus- und Neubau von Hochschulen (Gemein- 
schaftsaufgabe nach Art. 91 a GG); Sonder- 
forschungsbereiche an den Hochschulen; Fern- 
studium u. a. m. 

4.03 Berufliche Bildung 

Versuchs- und Modelleinrichtungen, Förde- 
rung überbetrieblicher beruflicher Ausbil- 
dungsstätten, Bundesinstitut für Berufsbil- 
dungsforschung u. a. m. 

4.04 Ausbildungsförderung 

Ausbildungsförderung nach dem Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetz (die Leistungen 
werden zu 65 v. H. vom Bund getragen); Pro- 
motions- und Graduiertenförderung, Studen- 
tenwohnraumförderung u. a. m. 



— 

Finanzplan — 



Soll 

1973 

Entwurf 

1974 

1975 

1976 

1977 


* — in 

Millionen DM 

— 


498,0 

660,8 

690 

705 

700 

94,5 

109,2 

120 

115 

115 

158,0 

217,4 

230 

250 

245 

118,5 

134,8 

200 

265 

385 

1 915,2 

2 131,3 

2 240 

2 350 

l 

2 245 

36,7 

72,9 

i 

135 

160 

190 

1 115,0 

j 

1 1 592,1 

2 315 

2 375 

2 435 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 





— 

Finanzplan 

— 




Soll 

1973 

Entwurf 

1974 

1975 

1976 

1977 




— in 

Millionen DM — 


4.05 

Kernforschung 

768,1 

804,8 

815 

865 

925 


Förderung der Erforschung der Kernenergie 
an wissenschaftlichen Instituten und Einrich- 
tungen; Finanzierung der nationalen Kern- 
forschungszentren und -einrichtungen, auch 
für kerntechnische Aufgaben; Ausgaben für 
die internationale Zusammenarbeit im Be- 
reich Kernforschung. 






4.06 

Weltraumforschung 

602,4 

664,6 

695 

765 

790 


Entwicklung und Bau von Anwendungssatel- 
liten und Raumsonden; Beiträge an internatio- 
nale Einrichtungen und Organisationen; För- 
derung nationaler Einrichtungen. 






4.07 

Datenverarbeitung 

398,2 

470,3 

540 

645 

770 


Erschließung neuartiger Anwendungen; För- 
derung der Datenverarbeitung in Forschung 
und Lehre an den Hochschulen; Förderung 
forschungs- und zukunftsbezogener Entwick- 
lungen im industriellen Bereich. 






4.08 

Technologische Forschung und Entwicklung 

441,6 

553,4 

700 

820 

915 


Forschung und Entwicklung zur Leistungs- 
steigerung in ausgewählten Schlüsselberei- 
chen der Industrie; Förderung von Forschung, 
Entwicklung und industrieller Technik für 
Infrastrukturaufgaben, zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen und Aufgaben des Ge- 
sundheitswesens (biologische und medizini- 
sche Forschung); Meeresforschung und Meer- 
wasserentsalzung u. a. m. 






4.09 

Sonstiges im Bereich Bildung, Wissenschaft 
und Forschung sowie Kulturangelegenheiten 

1 261,9 

1 376,1 

1 510 

1 645 

1 805 


Zentrale Wissenschaftsorganisationen (Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft, Max-Planck- 
Gesellschaft) ; Einrichtungen der wissenschaft- 
lichen Forschung und Ausbildung außerhalb 
der Hochschulen; Dokumentation und Infor- 
mation; Forschung in den Bereichen Wirt- 
schaft, Verkehr, Landwirtschaft, Gesundheit, 
Bauwesen, Raum- und Städteplanung; politi- 
sche Bildung; kulturelle Maßnahmen u. a. m. 






4.10 

Globale Minderausgabe im Einzelplan 31 für 
den Bereich „Bildung und Wissenschaft" 

— 

-315,0 

-450 

-550 

-200 
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noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Soll 

1973 


— Finanzplan — 


Entwurf 

1974 


1975 


1976 


- — in Millionen DM — 


1977 


5.01 Politische Führung und zentrale Verwaltung 


3 329,0 


3 458,1 


Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben 
sowie Ausgaben für Errichtung, Einrichtung 
und Erhaltung von Dienstgebäuden und für 
sonstige Investitionen von Bundestag, Bun- 
desrat und obersten Bundesbehörden (Bun- 
despräsidialamt, Bundeskanzleramt, Bundes- 
ministerien, Bundesrechnungshof) sowie der 
Bundesfinanzverwaltung. Außerdem Mittel 
für die Öffentlichkeitsarbeit, den statistischen 
Dienst, den zivilen Ersatzdienst u. a. m. 


3 645 3 720 3 740 


5.02 Auswärtige Angelegenheiten 


1 169,8 


Auslandsvertretungen, internationale Bei- 
träge, kulturelle Angelegenheiten im Aus- 
land und Auslandsschulwesen, Devisenaus- 
gleich, humanitäre Hilfsmaßnahmen, NATO- 
Verteidigungs- und Ausrüstungshilfe. 


1 346,8 


1 280 1 130 1 150 


5.03 Europäische Gemeinschaften 


1 848,3 


1 646,5 


Beitrag zum Haushalt der EG (wird schritt- 
weise und ab 1975 vollständig durch eigene 
Einnahmen der EG ersetzt), Beiträge für die 
Ergänzungsprogramme im Rahmen der Aus- 
gaben der EG für Forschung und Investitio- 
nen, Beiträge zum Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds zur Abwicklung des Rück- 
vergütungsverfahrens, Erhöhung des Kapi- 
talanteils an der Europäischen Investitions- 
bank. 


215 130 130 


5.04 Entwicklungshilfe 

Kapitalhilfe, Technische Hilfe, Multilaterale 
Hilfe. 


2 761,8 


3 008,0 


5.05 Innere Sicherheit, Rechtsschutz 850,5 

Bundesgrenzschutz, Bundeskriminalamt, Be- ; 
Schaffungen für die Bereitschaftspolizeien der j 
Länder, Bundesverfassungsgericht, oberste ; 
Gerichtshöfe des Bundes u. a. m. 


868,5 


3 495 4 205 5 005 


865 870 895 


5.06 Gesundheitswesen, Sport und Erholung 

davon 


1 200,1 


1 284,7 


1 345 1 410 1 475 


Gesundheitswesen 1 087,2 j 1 219,2 1 275 1 340 1 405 

Krankenhausfinanzierung, gesundheitliche 
Aufklärung der Bevölkerung, Maßnahmen 
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noch Tabelle 3 


noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 




— 

Finanzplan — 




Soll 

1973 

Entwurf 

1974 

1975 

1976 

1977 

i 


— in 

Millionen DM 

— 


1 

gegen den Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauch, Förderung überregionaler Einrich- 
tungen der medizinischen Prävention und 
Rehabilitation, Beitrag zur Weltgesund- 
heitsorganisation u. a. m. 






Sport und Erholung 1 

1 12,9 

65,5 

70 

70 

70 ; 

Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des j 
Sports, Bundesinstitut für Sportwissen- ! 
schaft, Spitzenfinanzierung des Baues von 1 
Turn- und Sportstätten, Ausbau von Fuß- 
ballstadien zur Weltmeisterschaft 1974 (nur 
1973), Bau von Sportanlagen und Einrich- 
i tungen für die Olympiade 1972 (Restbetrag 

nur in 1973). 






5.07 Umweltschutz 

109,2 

146,8 

155 

185 

185 

Die Aufwendungen betreffen den Geschäfts- 
bereich des für den Umweltschutz federfüh- 
renden Bundesministers des Innern und be- 
ziehen sich insbesondere auf Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben, die Errichtung eines 
Umwelt-Bundesamtes als zentrale Einricht- 
tung sowie auf Maßnahmen zur Rhein- und 
Bodenseesanierung. 

i 

j 




j 

i 

i 

i 

i 

i 

In anderen Aufgabenbereichen sind für um- 
weltwirksame Maßnahmen, insbesondere im 
Forschungs- und Entwicklungssektor sowie im 
Rahmen der Verbesserung • der regionalen 
Wirtschafts- und Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes, folgende Beträge vorgesehen: 

! 

| 92,2 

169,9 

210 

230 

250 

Insgesamt betragen damit die Aufwendungen 
für den Umweltschutz: 

! 

1 

201,4 

316,7 

365 

415 

i 

435 ! 

5.08 Förderung des Wohnungsbaues 

1 541,8 

1 460,2 

1 500 

1 495 

1 400 


Langfristiges Wohnungsbauprogramm, son- 
stiger sozialer Wohnungsbau, Flüchtlings- 
wohnungsbau, Wohnungsfürsorge für Ver- 
waltungsangehörige des Bundes einschließ- 
lich Bundeswehr u. a. m. 

i 

5.09 Förderung des Städtebaues 152,4 166,2 210 235 260 

Darlehen und Zuschüsse für städtebauliche 

Sanierungs- und Entwicklungsvorhaben; Stu- I 

dien- und Modellvorhaben für die Sanierung, 

Erneuerung und Entwicklung von Städten und j 
Dörfern u. a, m. 
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noch Tabelle 3 

noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


5.10 Leistungen des Bundes für Berlin 

Bundeszuschuß zum Berliner Haushalt, Dar- 
lehen für den U-Bahnbau und für Investitio- 
nen der Stadtentwässerung u. a. m. 

5.11 Schulden 

Zinsen für in früheren Jahren aufgenommene 
Kredite und im Planungszeitraum vorgese- 
hene Kreditaufnahme, Zinsen für Ausgleichs- 
forderungen im Zusammenhang mit der Wäh- 
rungsreform u. a. m. 

5.12 Versorgung 

Mittel für die Versorgung der Beamten, Rich- 
ter und Soldaten des Bundes sowie ihrer Hin- 
terbliebenen, für die Versorgung der Perso- 
nen, deren Versorgungsansprüche auf Grund 
des 2. Uberleitungsgesetzes vom Bund zu er- 
füllen sind, sowie für die Versorgung von 
Personen, die unter das Gesetz zu Artikel 131 
GG fallen. 

5.13 Verstärkungsmittel im Personalsektor 

5.14 Sonstige Bereiche 

Wirtschaftsunternehmen des Bundes (ohne 
Verkehrsunternehmen), Allgemeines Grund- 
und Kapitalvermögen, Kapitaldienst für von 
der Deutschen Bundespost aufgenommene An- 
! leihen, Förderung kommunaler Vorhaben im 

; Raum Bonn, Münzprägekosten, Ergänzungs- 

zuweisungen an leistungsschwache Länder 
| (nur 1973) u. a. m. 

| 

i 

5.15 Globale Mehr-, Minderausgabe 

davon 

Globale Mehrausgabe 
Globale Minderausgabe 


— Finanzplan — 


Soll 

Entwurf 

1975 1976 

1977 

1973 

1974 


— in 

Millionen DM — 


4 455,0 

4 950,0 

5 490 6 095 

6 770 


3 753,1 4 307,8 5 100 5 870 6 300 


6 121,6 6 139,6 6 265 6 365 6 500 


1 791,0 

3 441,0 

5 270 

7 280 

9 570 

1 614,6 

874,4 

1 030 

1 225 

995 


— 383,3 580 2 050 4 255 

— 1 883,3 580 2 050 4 255 

— - 1 500,0 — — — 
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Tabelle 4 
Stand: 5. September 1973 


Ausgabebedarf nach volkswirtschaftlichen Arten 


Die Gliederung der Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten orien- 
tiert sich an der Systematik des Staatskontos der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung. Die Gliederung erfolgt auf der Grundlage des Gruppierungsplans (vgl. 
„Die neue Haushaltssystematik" , Finanzbericht 1969, S. 210 ff.), nach dem jeder 
einzelne Haushaltsansatz einer bestimmten ökonomischen Kategorie zuzuordnen 
ist. Die Gliederung nach volkswirtschaftlichen Arten deckt sich allerdings nicht 
vollständig mit dem Staatskonto der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, da 
dieses teilweise Gesichtspunkten Rechnung tragen muß, denen eine auf Haushalts- 
zahlen basierende Einteilung nicht in allen Fällen folgen kann. Sie ist jedoch 
soweit dem Staatskonto der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung angeglichen, 
daß sie einer gesamtwirtschaftlichen Beurteilung der Bundesfinanzen zugrunde 
gelegt werden kann. 
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noch Tabelle 4 


noch Ausgabebedarf nach volkswirtschaftlichen Arten 


Ausgabearten 

1973 

1974 

1975 

1976 1 

1977 

— in Millionen DM *) -- 

- 

in Mrd. DM *) 

1- 1 

I. Laufende Rechnung 



I 



1 . Personalausgaben 

i 21 371 

23 321 

25,13 

27,01 

29,12 

1 1 Aktivitätsbezüge 

15 952 

17 529 

18,86 

20,25 

21,78 ; 

12 Versorgung 

5 420 

5 792 

6,27 

6,76 

7,34 

2, Laufender Sachaufwand 

18 460 

20 195 

21,47 

22,67 

23,37 

21 Unterhaltung des unbeweglichen Ver- 
mögens 

997 

1 103 

1.20 

1,28 

1,37 

22 Militärische Beschaffungen, Anlagen usw. 

10 110 

10 957 

1 1,65 

12,23 

12,30 

23 Sonstiger laufender Sachaufwand 

7 353 

8 136 

8,62 

9,16 

9,70 

3. Zinsausgaben 

3 334 

3 957 

4,73 

5,48 

5,91 

31 An Sozialversicherung 

291 

276 

0,26 

0,25 

0,23 

32 An Sonstige 

3 043 

3 681 

4,47 

5,24 

5,68 

4. Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 

54 456 

60 487 

65,68 

70,93 

*76,61 

41 An Verwaltungen 

i 11749 

11 726 

, 12,67 

13,73 

15,00 

Länder 

9814 

9 672 

10,51 

11,39 

12,47 

Gemeinden 

! 1 561 

1 685 

1,80 

1,97 

2,16 

LAF 

350 

346 

0,34 

0,34 

0,34 

ERP 

24 

24 

0,02 

0,02 

0,02 

42 An andere Bereiche 

42 707 

48 762 

53,01 

57,21 

61,61 

an Unternehmen 

8 866 

9 526 

10,17 

10,67 

11,30 | 

an öffentliche Unternehmen, soweit nicht 
durch den laufenden Betrieb bedingt .... 

1 686 

1 732 

1,80 

1,93 

I 

2,04 | 

Renten, Unterstützungen u. ä. an natür- 
liche Personen 

11 908 

13 320 

15,02 

15,97 

16,82 

Sozialversicherung 

1 15412 

19 335 

1 22,47 

25,06 

27,71 

an private Institutionen ohne Erwerbs- 
charakter 

1 375 

407 

0,43 

0,45 

0,42 

an Ausland 

4 459 

4 441 

3,13 

3,13 

3,31 

Summe laufende Ausgaben 

97 622 

107 961 

117,01 

126,10 

135,01 

i 
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noch Tabelle 4 


noch Ausgabebedarf nach volkswirtschaftlichen Arten 


Ausgabearten 

1973 | 

1974 | 

1975 

| 1976 | 

1977 

- in Millionen DM *) - 

- 

in Mrd. DM *) 

~ 

II. Kapitalrechnung 






1. Sachinvestitionen 

6 712 

6 990 

7,52 

7,55 

7,93 

1 1 Baumaßnahmen 

5 318 

5 583 

6,03 

6,18 

6,39 

12 Erwerb von beweglichen Sachen 

634 

741 

0,76 

0,65 

0,79 

13 Grunderwerb 

760 

667 

0,73 

0,72 

0,75 

2. Vermögensübertragungen 

13412 

15 020 

16,31 

17,65 

18,48 

21 Zuweisungen und Zuschüsse für Investi- 






tionen 

10 878 

11 726 

12,25 

12,92 

12,91 

211 An Verwaltungen 

8 117 

8 646 

9,18 

9,69 

9,59 

Länder 

7 802 

8 275 

8,80 

9,31 

9,20 

Gemeinden 

315 

371 

0,38 

0,38 

0,38 

212 An andere Bereiche 

2 761 

3 081 

3,07 ' 

3,23 

3,33 

Inland 

2 523 

2 791 

2,80 

2,95 

3,05 

Ausland 

238 

290 

0,28 

0,28 

0,28 

22 Sonstige Vermögensübertragungen 

2 535 

3 294 

4,05 

4,73 

5,57 

221 An Verwaltungen (Länder) 

201 

209 

0,22 

0,22 

0,23 

222 An andere Bereiche . 

2 333 

3 085 

3,84 

4,51 

5,34 

Unternehmen — Inland — 

437 

784 

1,04 

0,87 

0,85 

Sonstige — Inland — 

1 896 

2 301 

2,80 

3,63 

4,49 

3. Darlehensgewährung, Erwerb von Beteili- 






gungen 

3 995 

4 361 

4,84 

5,41 

6,02 

31 Darlehensgewährung 

3 438 

3 754 

4,22 

4,78 

5,37 

311 An Verwaltungen 

1 039 

1 140 

1,21 

1,17 

1,09 

Länder 

1 025 

1 126 

1,20 

1,16 

1,08 

Gemeinden 

14 

14 

0,01 

0,02 

0,02 

312 An andere Bereiche 

2 398 

2 613 

3,01 

3,61 

4,27 

Inland 

1 126 

1 260 

1,24 

1,25 

1,27 

Ausland 

1 272 

1 353 

1,76 

2,36 

3,00 

32 Erwerb von Beteiligungen, Kapitalein- 






lagen 

557 

607 

0,62 

0,63 

0,65 

Inland 

129 

131 

0,14 

0,17 

0,18 

Ausland 

428 

477 

0,48 

0,46 

0,47 

4. Darlehensrückzahlung an Gebietskörper- 






schaften — einschließlich LAF, ERP — 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe Ausgaben der Kapitalrechnung 

24 119 

26 371 

28,66 

30,60 

32,43 

III. Globalansätze 

115 

68 

0 r 13 

l r 50 

4,26 

IV. Ausgaben zusammen 

121 626 

134 400 

145,80 

158,20 

171,70 


*) Differenzen durch Runden der Zahlen 
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Anhang 


Projektion der mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1977 


1. Hinter der fortgeschriebenen mittelfristigen Ziel- 
projektion der Bundesregierung bis 1977 steht 
eine wirtschaftspolitische Strategie, welche der 
Problematik der Ausgangslage Rechnung trägt 
Vorrangiges Ziel der kurz- und mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik ist die nachhaltige Dämpfung 
des immer noch starken Preisanstiegs. Mit dem 
Stabilisierungsprogramm vom 9. Mai 1973 hat 
die Bundesregierung Weichen in dieser Richtung 
gestellt. In ihrem Bemühen, eine Verhärtung der 
Inflationsmentalität bei den am Wirtschaftspro- 
zeß beteiligten Gruppen zu unterbinden, findet 
sie die volle Unterstützung der Deutschen Bun- 
desbank. Das mit dem 2. Stabilisierungsprogramm 
angestrebte Ziel einer Tendenz wende bei den 
Preisen muß in den folgenden Jahren konsoli- 
diert werden. Das bedeutet auch mittelfristig im 
Prinzip einen relativ restriktiven Kurs der Geld- 
und Kreditpolitik sowie eine entsprechende Fis- 
kalpoltik, was sich im weiteren Verlauf auch auf 
die Einkommenspolitik der Tarifpartner auswir- 
ken dürfte. 

2. über dem Bestreben, die Preiserhöhungsspiel- 
räume einzuengen und die Preisentwicklung zu 
normalisieren, können die übrigen im Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetz^ genannten Ziele des 
„magischen Vierecks" jedoch nicht vernachlässigt 
werden. Eine Wirtschaftspolitik, die allein an 
der Rückgewinnung der Preisstabilität ausgerich- 
tet wäre, würde mit großer Wahrscheinlichkeit 
Fehlentwicklungen auf anderen Gebieten aus- 
lösen. Gefährdet würden insbesondere der hohe 
Stand der Beschäftigung und das angemessene 
Wachstum, darüber hinaus aber auch das außen- 
wirtschaftliche Gleichgewicht. Die Bundesregie- 
rung geht aber davon aus, daß es angesichts der 
Ausgangslage vorrangig ist, im derzeitigen Auf- 
schwung den normalerweise mit einer gewissen 
zeitlichen Verzögerung zu erwartenden konjunk- 
turellen Preisauftrieb soweit wie möglich zu ver- 
hindern und die Steigerung des gesamtwirt- 
schaftlichen Preisanstiegs in den Jahren nach 
1974 merklich zu reduzieren. Diese Zielsetzung 
dürfte vorübergehend zu gewissen Einbußen 
beim realen Wachstum führen, jedoch soll ver- 
mieden werden, daß es mittelfristig zu einer Un- 
terauslastung des Produktionspotentials kommt. 
Nicht auszuschließen ist auch eine gewisse Ent- 
spannung des Arbeitsmarktes. Dies kann aber 
nicht gleichbedeutend sein mit einer Unterbe- 
schäftigung der einheimischen Arbeitskräfte. Ver- 
mutlich würde sich die Entspannung in einer 


weniger expansiven Nachfrage nach ausländi- 
schen Arbeitskräften äußern. 

3. Unter Berücksichtigung der genannten Faktoren 
strebt die Bundesregierung für die Jahre 1973/77 
folgende Größenordnungen bei den großen wirt- 
schaftspolitischen Zielen an, bzw. hält sie bei 
einigen Zielen folgende Entwicklungen für un- 
vermeidbar: 

a) Hoher Stand der Beschäftigung: Eine Begren- 
zung der jahresdurchschnittlichen Arbeits- 
losenquote (Anteil der Arbeitslosen an der 
Zahl der abhängigen Erwerbspersonen) auf 
0,7 v. H. bis 1,2 v. H. 

b) Preisstabilität: Eine Reduzierung des Preis- 
anstiegs, so daß für die gesamte Periode die 
jahr es durchschnittliche Zuwachsrate des ge- 
samtwirtschaftlichen Preisniveaus ■ auf rd. 
5 v. H. zurückgeführt wird. 

c) Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: Einen 
Anteil des Außenbeitrags am Bruttosozialpro- 
dukt von 1,5 v. H. bis 2 v. H. 

d) Angemessenes Wirtschaftswachstum: Eine 
jahresdurchschnittliche Zuwachsrate des rea- 
len Bruttosozialprodukts von 4 v. H. bis 
4 V 2 v. H. 

Aus den Eckwerten für das reale Wachstum und 
die durchschnittliche jährliche Preissteigerung 
resultiert im Zeitraum 1973/77 ein jahresdurch- 
schnittliches nominales Wachstum des BSP von 
rd. 9V2 v. H. 

4. Im Projektionszeitraum dürften sich, abgesehen 
von unvermeidbaren konjunkturellen Schwan- 
kungen, die Anteile der verschiedenen Verwen- 
dungsaggregate am BSP z. T. verschieben. Bei 
gleichbleibendem Anteil der Anlageinvestitionen 
ergibt sich für die Bruttoinvestitionen — bei 
einem Ansatz von 1 v; H. des BSP für die Vor- 
ratsveränderungen — eine Anteilserhöhung 1977 
gegenüber 1972 von 26,5 v. H. auf 27,0 v. H. Der 
Außenbeitrag bildet mit 1 ,6 v. H. des BSP eine 
Zielgröße; sie entspricht dem 1972 realisierten 
Anteil und dürfte einen Ausgleich gegenüber dem 
negativen Saldo der laufenden und der Ver- 
mögensübertragungen gewährleisten. Unter der 
Annahme, daß u. a. die Sparquote der privaten 
Haushalte von 1973 bis 1977 leicht steigt, würden 
für den privaten Verbrauch in jeweiligen Prei- 
sen 52 v. H. des BSP beansprucht werden, vergli- 
chen mit 54,0 v. H. 1972. Auf den Staats verbrauch 
könnte dann 1977 ein Anteil am Bruttosozial- 
produkt von 19,4 v. H. entfallen. 
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Drucksache 7/1101 


Tabelle 1 


Erwerbstätige und Produktivität 
1967 — 1972 — 1977 


Erwerbs- 

tätige 

(Inländer) 


Beschäf- 

tigte 

Arbeit- 

nehmer 


Produktivität 


Arbeits- 

zeit 


je Erwerbs- 
tätigen 


Bruttosozialprodukt 


je Erwerbs- 
tätigen- 
stunde 


in Preisen 
von 1972 


jeweiligen 

Preisen 


Mrd. DM 


Deflatio- 

nierungs- 

faktor 


1967 

25 950 

21 054 




636,7 

495,5 


1972 ') 

26 463 

22 340 




828,8 

828,8 


1977 2 ) 

26 484 

22 837 . 




1 022,6 

1 304,3 

• 




Veränderungen insgesamt in v. H. 




1972/67 

2,0 

6,1 

-2,1 

27,6 

30,3 

30,2 

67,3 

28,5 

1 1977/72 

0,1 

2,2 

-3,0 

23,3 

27,1 

23,4 | 

57,4 

27,5 



Jahres durchschnittliche Veränderungen in v. H. 



1 1972/67 

0,4 

1,2 

- 0,4 

5,0 

5,4 

5,4 

10,8 

5,1 

1 1977/72 

! 

0,0 

0,4 

- 0,6 

4,3 

4,9 

4,3 

9,5 

5,0 


x ) 1972 vorläufige Ergebnisse 
2 ) Projektion 
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Tabelle 2 


Verwendung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 

(in jeweiligen Preisen) 


Jahr 

Bruttosozial- 

produkt 

Privater 

Verbrauch 

Staats- 

verbrauch 

i 

Bruttoinvestitionen 

insgesamt : Anlagen ; Vorrats- 
a \ Veränderung 

Außen- 

beitrag 




Mrd. 

DM 




1967 

495,5 

285,3 

81,1 

113,1 | 

114,4 | 

i 

— 1,3 

15,9 

1972 ‘) 

828,8 

447,7 

146,9 

220,0 1 

215,6 

4,4 

14,2 

1977 2 ) 

1 304,3 

678,6 | 

252,6 

352,2 | 

339,2 

13,0 

20,9 




Anteile am BSP in v. H. 




1967 

100 

57,6 | 

16,4 

22,8 | 

23,1 

- 0,3 

3,2 

1972 

100 

54,0 j 

17,7 

26,5 | 

26,0 

0,5 

1,7 

1977 

j 

100 

! 

52,0 

i i 

19,4 

27,0 

i 

26,0 

1,0 

1,6 



Veränderungen insgesamt in v. 

H. 



1972/67 

67,3 | 

56,9 . j 

81,1 \ 

94,5 

88,5 



1977/72 

57,4 

51,6 

72,0 j 

60,1 

57,3 





Jahresdurchschnittliche Veränderunge 

n in v. H. 



1972/67 

10,8 

9,4 

12,6 

14,2 

13,5 j 



1977/72 

9,5 

8,7 

i 

11,5 

9,9 

9,5 

1 

\ 

• 


*) 1972 vorläufige Ergebnisse 
2 ) Projektion 
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